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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Landes- und Weltausstellungen

Mitte Juli 2019 wurde eine mediale Kontroverse iiber den Auftritt der Schweiz an der
Weltausstellung 2020 in Dubai ausgeldst, als bekannt wurde, dass der Schweizer
Pavillon grosszligig vom Tabakproduzenten Philip Morris gesponsert werden sollte.
Insbesondere Bundesrat Ignazio Cassis geriet wegen des «Tabaksponsorings» in Kritik,
auch da er ehemals als Praventivmediziner tatig war.

Die Zeitungen der CH Media legten im Juli offen, dass es sich bei den beiden
Hauptsponsoren der Expo um Schindler sowie Philip Morris handle, aber auch
Unternehmen wie Nestlé, Novartis und Clariant Geldgeber seien. Denn anders als bei
friheren Auftritten an Weltausstellungen stamme diesmal Uber die Halfte des Budgets
(CHF 7.5 Mio. von insgesamt CHF 15 Mio.) fir den Schweizer Pavillon von Sponsoren. Wie
das EDA gegeniber CH Media bestatigte, wollte sich der weltgrosste Tabakhersteller
Philip Morris mit Sitz in New York (USA) und Lausanne als «Main Partner» mit einer
Summe von rund CHF 1.8 Mio. am Schweizer Pavillon beteiligen. Als solche erhalten die
Konzerne im Gegenzug eine <«Assoziation ihres Images mit jenem der offiziellen
Schweiz», was heisst, dass sich der Zigarettenkonzern mit «dem Gutesiegel der
Eidgenossenschaft» der Weltéffentlichkeit préasentieren kénne, betonten die Medien.
Dazu gehdre ein sogenanntes «Sponsoringpaket mit tUber 30 Leistungen», welches
beispielsweise eine permanente Ausstellungsflache von 75 Quadratmetern im Pavillon
oder das Recht beinhalte, das offizielle Logo des Pavillons flr eigene Werbung zu
verwenden. Auch auf Bildschirmen an und ausserhalb der Weltausstellung durfe der
Tabakkonzern mit der «Marke Schweiz» Werbung betreiben, zudem profitiere er von
den «Verbindungen des Bundes zu den lokalen Behdrden in Dubai».

Das Aussendepartement beteuerte derweil, dass man sich an die Gesetze der Schweiz
und des Gastlandes halte und der Bund sich nicht an der Bewerbung «tabakbezogener
Produkte» beteiligen werde. Dennoch werde es auf dem Pavillon eine nur fur Personen
Uber 21 Jahren zugangliche Dachterrasse geben, wo man die «Heat-not-burn»-
Zigarette 1QOS werde testen konnen. Diese elektronische Zigarette wird von Philip
Morris gerne als neuartige Form des Tabakgenusses angepriesen, gar als Verbindung
zwischen «Wissenschaft und Innovation» - woflr eben «der Schweizer Pavillon die
perfekte Plattform» darstelle, wie der «Blick» einen Konzernsprecher zitierte. Wenn
aber nun auch das Departement von Bundesrat Cassis diesbezlglich von einer
«Alternative zur traditionellen Zigarette» spreche, so téne dies wie der Werbespruch
von Philip Morris, konstatierte die Aargauer Zeitung.

Neben Reaktionen, die gesundheitspolitische Bedenken vorbrachten, 16ste der Fall
auch eine grundsatzliche Diskussion um die Sponsoringpolitik des Aussendepartement
aus. Die Prasidentin der APK-NR, Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) kindigte
aufgrund der vielen Reaktionen eine Grundsatzdebatte Uber die Sponsoringpolitik des
Aussendepartements in ihrer Kommission an. Auch ausserten sich weitere Schweizer
Parlamentarierinnen und Parlamentarier zum Fall: Carlo Sommaruga (sp, GE) etwa
sprach laut der «Tribune de Genéve» von einer Privatisierung der «politique étrangere»
und gleichzeitig sicherte Bundesrat Cassis zu, er wolle die Sponsoringpartnerschaft
Uberprufen, denn er sei noch «gar nicht im Detail» lber die Sache informiert worden.
Spater teilte der Aussenminister gegentber der Medien gar mit, das Dossier sei nie auf
seinem Tisch gelegen.

Die Berichte uUber die umstrittene Zusammenarbeit und die Spekulationen Uber die
Rolle sowie die Kritik an der Person Cassis' hauften sich schliesslich ebenso wie die
Sorge um das internationale Image der Schweiz. Denn, so ein Kommentar von Anna
Wanner in der Aargauer Zeitung, dem Tabakkonsum hafte heute ein negatives Bild an
und dieses farbe durch das Sponsoring Philip Morris' auch auf die Schweiz ab.
Zeitgleich titelte man im deutschen «Handelsblatt»: «Rauchen geféhrdet die
Gesundheit - und das Image>.

Die Sorge um einen Imageschaden teilte schliesslich auch Cassis: Aufgrund der heftigen
Kritik verordnete der Bundesrat den Verzicht auf die Gelder des Tabakkonzerns. Damit
wird Philip Morris an der Weltausstellung 2020 in Dubai als Sponsor wegfallen, wie die
Presse am 31. Juli bekannt gab. Man wolle das Hauptziel in Dubai, die «Vermittlung eines
positiven Images der Schweiz», nicht in Frage stellen, lautete die Begriindung in einer
Medienmitteilung des Aussendepartements, denn flr die Ausstellung werden 25 Mio.
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 05.12.2018
MARC BUHLMANN

Besucher aus 190 verschiedenen Landern erwartet.

Mit dem Entscheid zu Philip Morris erteilte Cassis zudem der EDA-Organisation
«Présenz Schweiz» den Auftrag, die Sponsoringpraxis des Bundes zu tberprifen. Es war
namlich bereits das zweite Mal in diesem Jahr, dass der Tabakkonzern Philip Morris mit
seinem Sponsoring 6ffentlicher Schweizer Anlasse fur Aufsehen sorgte: Im Juni trat der
Konzern als Sponsor beim Eréffnungsfest der neuen Schweizer Botschaft in Russland
auf. Im Sténderat liebdugelte man deshalb bereits mit einem Verbot von Finanzierungen
offentlicher Veranstaltungen durch die Tabakbranche. '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Nach den Ricktrittsankiindigungen von Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard
nahmen zwar die Rucktrittsspekulationen ein Ende, dafir kurbelten die Medien das
Kandidatenkarussell umso schneller an und lancierten im Vorfeld der Ersatzwahlen in
den Bundesrat fleissig mogliche Nachfolgerinnen und Nachfolger.

Die von vielen Seiten geforderte Doppelvakanz liess zahlreiche Szenarien moglich
erscheinen, klar schien aber, dass mindestens eine Frau in die Landesregierung
einziehen sollte, damit das Gremium nicht nur durch eine Bundesratin - Simonetta
Sommaruga - reprasentiert werde. Die gréssten Chancen wurden nicht nur deshalb
Karin Keller-Sutter (fdp, SG) eingerdumt. Die Standeratin (seit 2011) wurde auch als Top-
Favoritin gehandelt, weil sie aus der Ostschweiz stammt, derjenigen Region also, die
seit langerem nicht mehr im Bundesrat vertreten war. Zwar war die St. Gallerin bereits
2010 als Regierungsratin zu Bundesratswahlen angetreten, unterlag damals allerdings
Schneider-Ammann. In der Zwischenzeit hatte sich die Stdnderéatin in Bern aber einen
Namen gemacht und wurde auch von politischen Gegnern gelobt. Auch die
Parteiprasidentin der FDP, Petra Gossi (fdp, SZ), wurde von den Medien auf den Schild
gehoben, obwohl sie bereits fruher bekannt gegeben hatte, nicht als
Bundesratskandidatin zur Verfligung zu stehen. Weitere in den Medien gehandelte FDP-
Kandidatinnen waren Regine Sauter (fdp, ZH), Doris Fiala (fdp, ZH) oder Christa
Markwalder (fdp, BE). Ménnliche Kandidierende schienen es neben der Favoritin Keller-
Sutter, die Anfang Oktober als eine der ersten offiziell ihre Kandidatur bekannt gab,
ebenfalls schwierig zu haben. Zwar wurden Ruedi Noser (fdp, ZH), Martin Schmid (fdp,
GR) oder Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von den Medien frih ins Spiel gebracht, diese
hatten aber neben der St. Galler Stéanderatin lediglich eine Rolle als «Winkelried» - sie
opferten sich also selbst, damit ein Zweierticket aufgestellt werden kénnte - wie etwa
das St. Galler-Tagblatt schrieb. Statt Ankindigungen von Kandidaturen kamen denn aus
den Reihen der FDP vielmehr Absagen: Sauter, Schmid, Portmann und Noser - alle
winkten mit dem Verweis auf die ideale Kandidatur von Keller-Sutter ab. Schliesslich
stellten sich neben Keller-Sutter der Schaffhauser Regierungsrat Christian Amsler (SH,
fdp) und Standerat Hans Wicki (fdp, NW) zur Verflgung.

Auch bei der CVP wurden einer Frau und langjahrigen eidgendssischen
Parlamentarierin sehr gute Chancen eingeraumt, Nachfolgerin von Doris Leuthard zu
werden: Viola Amherd (cvp VS). Die Walliserin - seit 2005 in Bern - sei im Parlament
beliebt. Allerdings wurde in den Medien auch ein Rechtsstreit bekannt, in den Amherd
verwickelt sei. Es handle sich dabei freilich nicht um ein Strafverfahren, sondern um
eine zivilrechtliche Auseinandersetzung. Eine Erbengemeinschaft aus Amherd und ihrer
Schwester soll Uber Jahre zu hohe Mietzinsen kassiert haben. Bei den
christlichdemokratischen Mannern machten die Medien mehr Potenzial aus als bei der
FDP: Weil Karin Keller-Sutter als Kronfavoritin galt, kénnten sich die CVP-Manner wohl
mehr Chancen ausrechnen, so der Tenor. Obwohl auch er schon lange abgesagt hatte,
galt Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) deshalb vielen als Geheimfavorit. Haufig
genannt wurden auch Stefan Engler (cvp, GR), Daniel Fassler (cvp, Al), Pirmin Bischof
(cvp, SO), Peter Hegglin (cvp, ZG) und Erich Ettlin (cvp, OW). Auch der amtierende
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurde - trotz seiner deutlichen Absage - in den
Medien immer wieder als Wunschkandidat bezeichnet. Mit Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) wurde von der Basler Zeitung eine weitere mogliche
Frauenkandidatur ins Spiel gebracht, die zudem den Vorteil hatte, den Kanton Basel-
Landschaft zu vertreten, der seit 1897 auf eine Vertretung in der Landesregierung warte.
Auch dem St. Galler Regierungsrat Benedikt Wuirth (SG, cvp) wurden gute Chancen
eingeraumt. Weil die Ersatzwahl von Doris Leuthard aufgrund des Anciennitatsprinzips
zuerst stattfinden wirde, galt Wirth in den Medien zudem als potenzieller Verhinderer
von Karin Keller-Sutter, wére doch eine St. Galler-Doppelvertretung in der
Landesregierung kaum haltbar. Die Urner Zeitung brachte schliesslich die Urner
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Regierungsratin Heidi Z'graggen (UR, cvp) ins Spiel, die zu Protokoll gab, dass es wichtig
sei, dass die Zentralschweiz einen Anspruch auf einen Sitz im Bundesrat erhebe. Fruh
machte die CVP zudem klar, dass sie mit mindestens einer Frau auf einem Doppelticket
antreten werde. Mitte Oktober gab Peter Hegglin als erster aus dem Kreis der CVP seine
Kandidatur bekannt. Nur wenige Tage spater warfen auch Heidi Z'graggen und Elisabeth
Schneider-Schneiter ihren Hut in den Ring. Und auch Viola Amherd gab Ende Oktober,
also kurz vor Meldeschluss, bekannt, flr die Nachfolge von Doris Leuthard bereit zu
sein. Aus dem Rennen nahmen sich hingegen Erich Ettlin und Pirmin Bischof. Und auch
Gerhard Pfister und Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden nicht muide, zu betonen,
dass sie nicht zur Verfagung stinden, was von einzelnen Medien prompt kritisiert
wurde. Der Blick mahnte etwa, dass die CVP nicht die besten Kandidierenden aufstellen
wirde.

Sowohl die FDP als auch die CVP liessen durch die Medien verlauten, dass sie sehr viel
Wert auf die Priifung der Kandidierenden legen wirden. Diese Verlautbarung dréngte
sich insbesondere auch deshalb auf, weil der ehemalige FDP-Bundesratskandidat und
Genfer Regierungsprésident Pierre Maudet (GE, fdp) wegen einiger Ungereimtheiten im
Zusammenhang mit seinem Regierungsmandat in die Schlagzeilen geraten war. Die
Westschweizer Zeitungen Tribune de Genéve und Le Temps schrieben deshalb von
einer eigentlichen «Lex Maudet». Noch einen Schritt weiter ging die CVP, die die
Kandidierenden nicht von einem eigenen Parteigremium prifen lassen wollte, wie dies
die FDP vorsah, sondern von einem externen, aus Juristinnen und Juristen geleiteten
Priforgan.

Die Fraktionen entschieden sich dann am 16. November je fur ein Doppelticket. Die
FDP hob wie erwartet Karin Keller-Sutter zusammen mit Hans Wicki auf den Schild. Wie
wenig umstritten die St. Galler Standeratin war, zeigte der Umstand, dass sie von 41
FDP-Fraktionsmitgliedern im ersten Wahlgang 38 Stimmen erhalten hatte, wie das St.
Galler Tagblatt zu berichten wusste. Fir Wicki sprachen sich 29 FDP-
Parlamentsmitglieder aus, Amsler erhielt 12 Stimmen. Dies zeige deutlich, dass die FDP
die von vielen Seiten proklamierte zuséatzliche Bundesratin aus der eigenen Partei wolle.

Der Entscheid der CVP wurde als eigentlicher Uberraschungscoup gehandelt. Zwar
hatte man mit der Nomination von Viola Amherd gerechnet, aber die Kandidatur von
Heidi Z'graggen hatte niemand erwartet. Die BaZ sprach gar von einer Desavouierung
gegen die bekannteren Hegglin und Schneider-Schneiter. Letztere witterte gar eine
«Verschworung der Berggebiete gegen die Nordwestschweiz». Z'graggen habe bei der
Anhoérung am meisten tUberzeugt und den Favoriten Hegglin schon im ersten Wahlgang
aus dem Rennen geworfen, wie einzelne Fraktionsmitglieder gegenuber den Medien
aussagten. Fraktionsprasident Filippo Lombardi (cvp, TI) wollte allerdings keine Zahlen
publik machen. Das reine Frauenticket der CVP wurde als starkes Signal gewertet, mit
dem der FDP ziemlich der Wind aus den Segeln genommen werde, so der Kommentar
zahlreicher Medien. Statt Uber die Kronfavoritin Keller-Sutter zu schreiben, nahmen
diese nun vielmehr die unbekanntere Heidi Z'graggen in ihren Fokus. Die wie schon bei
der Nachfolge von Didier Burkhalter geplante Roadshow der FDP, mit der man in
diversen Kantonen die Kandidierenden vorstellen wollte, verkam so zu einem
eigentlichen Rohrkrepierer und verbrauchte - ganz im Gegensatz zur Wahl von Ignazio
Cassis vor einem Jahr - kaum mehr Druckerschwérze.

Die «drei Frauen und der Quotenmann», wie der Blick titelte, wurden in der Folge von
allen Medien durchleuchtet. Wéhrend sich die Medienschaffenden und
Kommentatoren bei der FDP einig waren, dass Karin Keller-Sutter praktisch bereits
gewahlt sei, betrachtete man das Rennen bei der CVP als offen im Ausgang. Den Medien
ging es in den darauffolgenden Tagen insbesondere darum, die in Bern noch ziemlich
unbekannte Heidi Z'graggen zu préasentieren. Die Urner Regierungsratin sah sich selber
eher am rechten Fligel ihrer Partei. Sie galt vor allem in der Sozial- und
Migrationspolitik als konservativer, aber auch als wirtschaftsndher als die vor allem
gesellschaftspolitisch eher linker eingeschatzte Viola Amherd. Damit begannen die
Mutmassungen, dass Z'graggen von der SVP allenfalls zur Favoritin gemacht werden
konnte. Weil Z'graggen als Prasidentin der Eidgendssischen Heimatschutzkommission
auch eine «linke Ader» habe, so die Urner Zeitung, kénnte sie allenfalls auch bei links-
grin punkten. Amherd sah sich hingegen immer wieder aufgrund des vor allem von der
Weltwoche befeuerten Rechtsstreits in ein schiefes Licht gertckt. Aber auch Z'graggen
verfolgte ein Vorfall, der sich an einer Podiumsveranstaltung abgespielt hatte: Sie hatte
einen Zuhorer im Saal als «Depp» bezeichnet, dies dann aber beharrlich als akustisches
Missverstandnis abgetan.
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Die Hearings der verschiedenen Fraktionen nahmen dem Ausgang dann etwas die
Spannung. Schon eine Woche vor den Wahlen gab die SVP die Resultate ihrer
Anhoérungen bekannt. Sie unterstitzte zwar mehrheitlich Z'graggen, vor allem die
Bauern in der Volksparteifraktion sprachen sich aber fir Amherd aus, was in den
Medien als steigende Wahlchancen fur die Walliserin interpretiert wurde. Karin Keller-
Sutter erhielt beim Hearing bei der SVP mehr Stimmen als Hans Wicki. Eine
Wahlempfehlung wollte die SVP allerdings intern nicht vorgeben. Bei der FDP-Fraktion,
die die Hearings einen Tag vor der Bundesratsersatzwahl durchflhrte, gab man zwar
ebenfalls keine Empfehlung ab, die Mehrheit der Mitglieder sprach sich aber fur
Amherd aus, die vor allem mit ihren Dossierkenntnissen Uberzeugen konnte, die bei ihr
als Nationalratin grosser seien als bei der Urner Regierungsratin. Z'graggen sei zwar gut
gewesen, aber Amherd sei besser gewesen, zitierte die NZZ ein Fraktionsmitglied, das
nicht genannt werden wollte. Auch die SP liess verlauten, man habe die Qual der Wahl
zwischen zwei exzellenten Politikerinnen. Bei den Griinen, die ihre Uberlegungen einen
Tag vor den Wahlen bekannt gaben, konnte Z'graggen mit authentisch vorgetragenen
Sorgen um den Klimawandel punkten, aber auch bei ihnen sei Amherd eher im Vorteil,
wie Balthasar Glattli (gp, ZH) zu Protokoll gab. Klarer waren die Stellungnahmen zu den
FDP-Kandidierenden. Die SP sprach sich klar fur Keller-Sutter aus, die zwar deutlich
rechts positioniert, aber sehr offen fir Kompromisse sei. Bei der CVP, die keine
Wahlempfehlung abgeben wollte, durfe die St. Gallerin ebenfalls mit mehr Stimmen
rechnen als Wicki, so ein CVP-Fraktionsmitglied. Die Fraktionen der GLP und der BDP
sprachen sich fur Amherd aus. Ausschlaggebend sei unter anderem auch die offenere
europapolitische Haltung Amherds, gaben Vertreterinnen der beiden Parteien bekannt.
Die beiden kleinen Fraktionen empfahlen zudem Karin Keller-Sutter. In den Medien ging
man einen Tag vor der Wahl davon aus, dass Amherd und Keller-Sutter wohl gewéahlt
wirden. Z'graggen sei zwar politisch nicht so weit von Amherd entfernt, fir Letztere
spreche aber wohl die grossere Erfahrung.

Die «Uberschatzte Show», wie die Basler Zeitung die Wahl im Vorfeld bezeichnete, oder
«die inszenierte Volkswahl», wie die NZZ titelte, sei in den letzten 40 Jahren zu einem
«publikumswirksamen Spektakel geworden». Nicht nur die Medien, sondern auch die
Parteien forcierten den Wettbewerb lange im Vorfeld. Der Wahlakt selber war dann
allerdings alles andere als ein Spektakel.

Zuerst wurden die Verabschiedungen von Doris Leuthard und Johann Schneider-
Ammann vorgenommen. Nationalratsprasidentin Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl) lobte
die Verdienste Leuthards im Volkswirtschaftsdepartement und im UVEK sowie die
«Verbindung ihrer Popularitdt mit einem ausgepragten politischen Instinkt». Die
scheidende CVP-Magistratin sei nicht nur eine «Grand Dame politique», sondern ganz
einfach eine «Grande Dame», die ein Stlck Geschichte mitbestimmt habe. Leuthard
selber rief das Parlament auf, auch in Zukunft auf Konkordanz, Konsens und
Kompromiss zu setzen. Die Schweiz gebe es nur einmal und es lohne sich, fur das
schone Land zu kampfen. Die von 2006 bis 2018 dem Bundesrat angehdrende
Aargauerin erhielt zum Abschied stehende Ovationen. Johann Schneider-Ammann -
seit 2010 im Bundesrat - wurde von der Nationalratsprasidentin in ihrer Abschiedsrede
mit dem Namenswechsel des Volkswirtschaftsdepartement (EVD) 2013 in Verbindung
gebracht. Dass aus dem EVD das WBF, das Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung geworden sei, zeige, wie sehr dem Berner Magistraten vor allem das duale
Berufsbildungssystem am Herzen gelegen habe. Die Abschiedsrede Schneider-
Ammanns |6ste einige Heiterkeit aus. Sein Lieblingsmdbel sei sicher nicht dieses
Rednerpult. Es seien acht emotionale Jahre gewesen, auch wenn man ihm das nicht
immer angesehen habe. Er winsche sich, dass alle Parlamentsmitglieder den Mut
haben, das Wohl des Landes vor das eigene zu stellen. Auch der scheidende FDP-
Magistrat erhielt stehende Ovationen.

Im Gegensatz zu friheren Jahren sprachen nicht alle Fraktionschefinnen und -chefs im
Vorfeld der einzelnen Wahlgange. Einzig flur die CVP begab sich Filippo Lombardi nach
vorne, um den Zweierticketvorschlag seiner Partei zu préasentieren. Fir viele
Uberraschend stand dann bereits im anschliessenden 1. Wahlgang fest, dass Viola
Amherd neue Bundesratin und Nachfolgerin von Doris Leuthard werden wdirde. Im
Vorfeld war man von mindestens zwei Wahlgangen ausgegangen. Die Mehrheit des
Parlaments hatte allerdings augenscheinlich keine Lust auf Spielchen. Mit 148 Stimmen
Ubersprang Viola Amherd das absolute Mehr von 121 Stimmen souverdn. Auf Heidi
Z'graggen entfielen 60 der 244 ausgeteilten Wahlzettel. Gerhard Pfister erhielt 17
Stimmen, 15 Stimmen entfielen auf Diverse und 4 Wahlzettel blieben leer. Amherd
erklarte Annahme der Wahl und dankte Heidi Z'graggen fur den fairen Wahlkampf. Sie
sei gerne bereit, sich fur die Zukunft des Landes einzusetzen.

Auch die anschliessende Ersatzwahl fur Johann Schneider-Ammann ging in Rekordzeit
Uber die Bihne. Auch hier ergriff lediglich der Fraktionssprecher der FDP, Beat Walti
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(fdp, ZH) das Wort. Auch Karin Keller-Sutter wurde bereits im ersten Wahlgang zur
Magistratin geklrt. Sie erhielt 154 Stimmen, noétig gewesen wéren 119. Zwar gingen
zahlreiche Stimmen auf Diverse (27) und 6 der 243 eingelangten Wahlzettel blieben leer,
Hans Wicki konnte aber lediglich 56 Parlamentsmitglieder von sich Uberzeugen. Auch
Karin Keller-Sutter erklarte Annahme der Wahl und wies darauf hin, dass damit ein
«dornenvolles Kapitel in der Geschichte der freisinnigen Frauen» beendet werde: Nach
fast dreissigjahriger Absenz dlrfe sie nun als zweite Frau die FDP im Bundesrat
vertreten.

In den Medien wurden die Bundesratinnen Nummer acht und neun gefeiert. Zwar seien
der Kanton Uri und der Kanton Nidwalden, die neben den Kantonen Jura, Schaffhausen
und Schwyz noch nie einen Bundesrat gestellt haben, erneut leer ausgegangen. Dass die
nationale Exekutive aber wieder mit drei Frauen besetzt werde, sei aus verschiedenen
Griinden eine Z&sur. Erstens durfte die «Konkordanz der Geschlechter» (Tages-
Anzeiger) nun wohl zum Normalfall werden, zweitens seien in der Geschichte der
Schweiz noch nie zwei Bundesratinnen gleichzeitig gewahlt worden und drittens sei es
in den letzten 30 Jahren nur zwei Exekutivmitgliedern gelungen, gleich im ersten
Wahlgang das absolute Mehr zu Uberspringen - Doris Leuthard und Kaspar Villiger. Auf
den Frauen ruhe die Hoffnung und die Wahl wirde wohl auch mehr Frauen flr eine
Kandidatur fur die nationalen Wahlen 2019 motivieren, betonten die Medien. Die
Auffrischung im Bundesrat komme zudem angesichts wichtiger anstehender Probleme
- erwahnt wurden die gescheiterten Abstimmungen zur Altersreform 2020 und zur USR
Il = zum richtigen Moment. Das «unspektakulére Spektakel» (St. Galler Tagblatt) habe
aber auch die momentane Harmonie im Bundeshaus widerspiegelt, was sich auch in der
gleichzeitig stattfindenden Wahl des Bundesprasidenten und der Vizepréasidentin
gezeigt habe. Die Weltwoche hoffte allerdings, dass die Politik nicht so brav werde, wie
im Wahlkampf beschworen. Und die Hoffnung der WoZ war, dass die Frauenwahl
bewirke, dass sich der Bundesrat nun nicht noch weiter nach rechts bewege, sondern
dass es zu einer Aufweichung der Fronten kommen kdnnte.

Fur die Medien gab es nach den Wahlen freilich neue Nahrung fur Spekulationen, ging
es doch nun um die Frage, wer welches Departement Ubernehmen wird. Der wirkliche
Krimi folge erst - so die NZZ. Dartber hinaus wurde spekuliert, dass auch die SVP, die
als einzige Regierungspartei noch nie eine Frau im Bundesrat hatte, wohl jetzt mehr
Nachwuchsarbeit verrichten misse. Die Aargauer Zeitung zitierte Parteistrategen und
Beobachter - ohne freilich Namen zu nennen - die erwarteten, dass Ueli Maurer 2019
zurlicktreten werde und von Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) beerbt werden
wirde. ?

Lange Zeit waren die Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats fast eine
Pflichtlibung. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die eidgendssischen Wahlen lange
Jahre kaum politische Verschiebungen nach sich zogen. Zwar war die alte Zauberformel
(2 CVP, 2 FDP, 2 SP, 1SVP) mit dem Wahlerfolg der SVP stark hinterfragt und schliesslich
nach einigen Jahren der Transition mit mehr oder weniger gehassigen und
aufreibenden Regierungswahlen, der Nichtwiederwahl von Ruth Metzler (2003) sowie
Christoph Blocher (2007) und einem Intermezzo der BDP in der Regierung gesprengt
worden. Nach den eidgendssischen Wahlen 2015, dem Rucktritt von Eveline Widmer-
Schlumpf aus der nationalen Exekutive und dem Einzug eines zweiten SVP-
Regierungsmitglieds schien dann aber eine neue Formel gefunden: 2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1
CVP.

Schon im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 war freilich spekuliert worden, dass
die Grlne Partei die CVP hinsichtlich des Wahleranteils tberfliigeln kdnnte und damit
einen Anspruch auf einen Sitz in der nationalen Regierung héatte - umso mehr, wenn
sich die Griinen mit der GLP quasi zu einem gemeinsamen Sitz fiir die «Oko-Parteien»
zusammenraufen kénnten, wie die Aargauer Zeitung spekulierte. Falls sich die CVP
halten kénnte, wére auch der Angriff auf einen der beiden FDP-Sitze denkbar, so die
Hypothese zahlreicher Medien. Die angegriffenen Parteien wehrten sich mit dem
Argument, dass eine Partei ihren Wahlerfolg zuerst bestatigen musse, bevor sie einen
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung erhalten kénne. Dies sei auch bei der SVP der
Fall gewesen - so etwa FDP-Parteipréasidentin Petra Gossi (fdp, SZ) bereits Mitte August
2019 in der Zeitung Blick. Zudem durfe nicht nur der Wahleranteil bei den
Nationalratswahlen in die Berechnung einfliessen, sondern man musse auch die
Vertretung im Sténderat berlicksichtigen. Martin Badumle (glp, ZH), Ex-Préasident der
GLP, gab zudem zu verstehen, dass ein Oko-Lager aus GP und GLP kaum denkbar sei; zu
unterschiedlich sei man in diversen Sachfragen. Ebenfalls frih wurde in den Medien
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Uber einen moéglichen Rucktritt von Ueli Maurer spekuliert, was aus der vermeintlichen
Pflichtlibung eine spannende Wahl gemacht hatte. Maurer gab dann allerdings Anfang
November bekannt, noch eine weitere Legislatur anzuhangen.

Die aussergewohnlichen Erfolge der Grinen Partei bei den eidgendssischen Wahlen
2019 gaben dann den Diskussionen Uber die parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrats sehr rasch wieder ganz viel Nahrung und schafften Raum fur allerlei
Reformvorschlage zur Bestimmung der Landesregierung. In der Tat hatten die Grinen
mit 13 Prozent Wahleranteil die CVP (11.4%) deutlich Uberfligelt und als viertstéarkste
Partei abgeldst. Die GLP kam neu auf 7.8 Prozent. Die NZZ rechnete vor, dass die
aktuelle Regierung so wenig Wahlerinnen und Wahler vertrete wie zuletzt vor 60 Jahren.
Die Grunen und die Grunliberalen hatten rein rechnerisch ein Anrecht auf je einen
Bundesratssitz.

Neben den medial zahlreich vorgetragenen Berechnungen wurde allerdings auch
inhaltlich und historisch argumentiert. Der Einbezug in die Regierung sei immer auch an
den Umstand geknupft gewesen, dass eine Oppositionspartei auch in verschiedenen
Sachthemen glaubhaft ihre Referendumsmacht ausspielen koénne, wurde etwa
argumentiert. Zwar sei das Klimathema wichtig und wirde wohl auch nachhaltig
bleiben, die Grinen und die GLP mussten aber - wie auch die SVP mit ihren
gewonnenen Volksbegehren - mit Abstimmungserfolgen ihren Anspruch noch
untermauern, so ein Kommentar in der NZZ. Die Grinen wirden trotz Wahlgewinnen
keinen Regierungssitz erhalten, weil «niemand Angst vor ihnen hat», wie die Aargauer
Zeitung diesen Umstand verdeutlichte. Argumentiert wurde zudem, dass eine «Abwahl»
- eigentlich handelt es sich um eine Nichtwiederwahl - nicht dem politischen System
der Schweiz entspreche. Es brauche mehrere Wahlen, bei denen sich eine Partei
konsolidieren musse, um die Stabilitédt in der Regierung auch Uber léangere Zeit zu
gewéahrleisten, kommentierte dazu der Blick.

Der Tages-Anzeiger fuhrte gar eine Umfrage durch, die aufzeigte, dass eine Mehrheit
der Befragten die Zeit fir einen grinen Bundesrat noch nicht fir gekommen hielt. Wer
ein grines Bundesratsmitglied jedoch beflrwortete (rund 40% der Befragten),
wilinschte sich, dass dies auf Kosten eines Sitzes der SVP (60%) oder der FDP (21%), aber
eher nicht auf Kosten der CVP (10%) oder der SP (6%) gehen solle.

Fur die WoZ war allerdings klar: «Cassis muss weg!» In der Tat forderte auch Regula
Rytz (gp, BE) via Medien, dass die FDP freiwillig auf einen Sitz verzichte, da sie als
lediglich drittgrosste Partei keinen Anspruch auf zwei Sitze habe. In der Folge schienen
sich die Medien dann in der Tat vor allem auf den zweiten Sitz der FDP einzuschiessen.
Freilich wurden auch andere Modelle diskutiert - so etwa ein von Christoph Blocher in
der Sonntagszeitung skizziertes Modell mit der SVP, die zwei Sitze behalten wirde, und
allen anderen grésseren Parteien (SP, FDP, CVP, GP, GLP) mit je einem Sitz -, «samtliche
Planspiele» drehten sich aber «um einen Namen: Aussenminister Ignazio Cassis»,
fasste die Aargauer Zeitung die allgemeine Stimmung zusammen. Er sei «der perfekte
Feind», «visionslos und fldhrungsschwach». Der Aussenminister befinde sich im
«Trommelfeuer» befand die Weltwoche. Haufig wurde seine Haltung im Europadossier
kritisiert und entweder ein Rucktritt oder wenigstens ein Departementswechsel
gefordert. Mit Ersterem musste allerdings die Minderheitenfrage neu gestellt werden,
war doch die Vertretung des Tessins mit ein Hauptgrund fur die Wahl Cassis im Jahr
2017. Der amtierende Aussenminister selber gab im Sonntags-Blick zu Protokoll, dass er
sich als Tessiner héaufig benachteiligt flhle und spielte so geschickt die
Minderheitenkarte, wie verschiedene Medien tags darauf kommentierten. Die
Sonntags-Zeitung wusste dann noch ein anderes Szenario zu prasentieren: Einige SVP-
Parlamentarier - das Sonntagsblatt zitierte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger
(svp, SG) - griffen Simonetta Sommaruga an und forderten, dass die SP zugunsten der
Grunen auf einen Sitz verzichten musse. Die CVP sei in «Versuchung», wagte sich dann
auch die NZZ in die Debatte einzuschalten. Wirde sie Hand bieten fur einen grinen Sitz
auf Kosten der FDP, dann kénnte sie im Bundesrat «das Zinglein an der Waage» spielen
und Mehrheiten nach links oder nach rechts schaffen. Die NZZ rechnete freilich auch
vor, dass grin-links mit zusammen rund 30 Prozent Wahleranteil mit drei von sieben
Regierungssitzen klar Ubervertreten ware, denn die GLP durfe man nicht zu den Grinen
zaéhlen. Dies hatten vor allem die Grinen selbst implizit immer wieder gemacht, indem
sie vorrechneten, dass die GLP und die GP zusammen auf 21 Prozent Wahleranteile
kémen.

Neben Kommentaren und Planspielen warteten die Medien auch mit méglichen griinen
Bundesratsanwérterinnen und -anwartern auf. Haufig gehandelte Namen waren die
scheidende Parteiprasidentin Regula Rytz, die Waatlander Staatsratin Béatrice Métraux
(VD, gp), die Neo-Standeréatin Maya Graf (gp, BL), der Berner alt-Regierungsrat Bernhard
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Pulver (BE, gp), der amtierende Fraktionschef der Griinen, Balthasar Glattli (gp, ZH) oder
der Zurcher Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH). Ins Gesprach brachte sich zudem der
Genfer Staatsrat Antonio Hodgers (GE, gp).

Die Grunen selber gaben sich lange Zeit bedeckt und waren sich wohl auch bewusst,
dass eine Kampfkandidatur nur geringe Chancen héatte. Sie entschieden sich zwar an
ihrer Delegiertenversammlung Anfang November in Bern fir eine forschere Gangart und
forderten einen grinen Bundesratssitz - Regula Rytz sprach davon, dass vorzeitige
Rlcktritte aus dem Bundesrat ein Argernis seien, weil sie Anpassungen nach
Wahlverschiebungen erschweren wirden. Mit der Forderung war einstweilen aber noch
kein Name verknUpft, was der Partei prompt als «Lavieren» ausgelegt wurde (Blick).
«Der grune Favorit», wie der Tages-Anzeiger Bernhard Pulver betitelte, sagte Mitte
November, dass er nicht zur Verfligung stehe. Auch der Berner Stadtprésident Alec von
Graffenried (BE, gp) und die Aargauer alt-Regierungsratin Susanne Hochuli (AG, gp), die
ebenfalls als Kandidierende gehandelt worden waren, sagten via Medien, dass sie nicht
zur Verfligung stiinden.

Die «Kronfavoritin» (Tages-Anzeiger) Regula Rytz ihrerseits stand im zweiten Umgang
der Standeratswahlen im Kanton Bern. lhr wurden intakte Chancen eingerdumt und
wohl auch um diese nicht zu gefahrden, versicherte sie, dass sie auf eine
Bundesratskandidatur verzichten wurde, sollte sie fur den Kanton Bern in die kleine
Kammer gewahlt werden. Da sie dies allerdings verpasste, kiindigte die Bernerin rund
20 Tage vor den Bundesratswahlen ihre Kandidatur an - noch bevor die Fraktion
offiziell beschlossen hatte, eine Kandidatur einzureichen. Nach einer solchen
Richtungswahl, wie es die eidgendssischen Wahlen gewesen seien, kdnne man nicht
einfach zur Tagesordnung Ubergehen, erklarte sie gegentber der Presse. Sie wolle fur
die Menschen und die Natur Verantwortung Ubernehmen. Ihr Angriff gelte aber nur dem
FDP-Sitz von lgnazio Cassis. Wirde sie flur ein anderes Regierungsmitglied gewahlt,
wirde sie die Wahl nicht annehmen - so die Bernerin. Die Fraktion der Grlinen gab
dann allerdings tags darauf bekannt, dass es nicht um die Person, sondern um die
Ubervertretung der FDP gehe. Ein Angriff auf Karin Keller-Sutter schien damit nicht
wirklich ausgeschlossen. Die nach aussen als wenig abgesprochen erscheinende
Strategie flir die Ansage der Kampfwahl brachte der GP Kritik ein. Die Partei zeige sich
«unbeholfen» und der Start sei «misslungen», urteilte etwa die NZZ. Auch die
Weltwoche redete von einem «verpatzten Start» und die Sonntagszeitung sprach gar
von dilettantischem Vorgehen. Es sei, als waren die Grinen ein Sprinter, der kurz vor
dem Ziel auf die Uhr schaue und sich hinknie, um die Schuhe zu binden, so die Zeitung
weiter.

Eine medial oft diskutierte Frage im Vorfeld der Wahlen war, welche Parteien die
Grinen in ihrem Anliegen unterstitzen wirden. Klar schien, dass die FDP nicht Hand
bieten wurde. Auch die SVP wirde - wenn Uberhaupt - die GP nur auf Kosten der SP
unterstitzen. Die CVP bzw. die neue Mitte-Fraktion (CVP zusammen mit BDP und EVP)
entschied, Rytz nicht einmal zu einem Hearing einzuladen. Man sei nicht gegen eine
grune Vertretung in der Regierung, es sei aber «etwas zu fruh», liess sich CVP-
Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Sonntagszeitung zitieren. Die GLP und
die SP gaben bekannt, Rytz vor den Wahlen anhéren zu wollen. Flr Schlagzeilen sorgte
dabei SP-Parteiprasident Christian Levrat (sp, FR), der die CVP aufforderte,
mitzuhelfen, die Grlinen in die Regierung zu hieven. Die Schweiz wére sonst die einzige
Demokratie, in der Wahlen keine Auswirkungen auf die Regierungszusammensetzung
hatten. Zudem wurde sich die Weigerung der CVP wohl Uber kurz oder lang rachen. Bei
der GLP zeigte sich das Dilemma zwischen &kologischem und liberalem Gedankengut.
Insbesondere in der Europafrage fanden sich die GLP und der amtierende
Aussenminister eher auf der gleichen Linie. Fir Rytz spreche das dkologische Anliegen,
gegen sie ihre eher linke Ausrichtung, erklarte Tiana Moser (glp, ZH) dann den Entscheid
fur Stimmfreigabe der GLP. Zudem wirde Rytz ohne Absprache mit den Grunliberalen
den «Sitz der Okokrafte» fiir sich beanspruchen. Letztlich stellte sich einzig die SP-
Fraktion offiziell hinter Rytz. Die eher laue Unterstitzung und der Versuch der
amtierenden Regierungsparteien, die eigene Macht zu zementieren, mache das
Unterfangen «grine Bundesréatin» fur Regula Rytz zu einer «mission impossible», fasste
die Zeitung Le Temps die Situation dann kurz vor den Wahlen zusammen.

Nicht die Medien, nicht Umfragen und «nicht die Wahlprozente» (NZZ), sondern die
Vereinigte Bundesversammlung bestimmt freilich letztlich, welche Parteien in der
Regierung vertreten sein sollen. Und diese Entscheidung brachte das Resultat, das viele
im Vorfeld aufgrund der Aussagen der verschiedenen Parteien auch erwartet hatten:
die Wiederwahl aller Amtierenden und das Scheitern des Angriffs der Griinen. Auch die
Ansprachen der Fraktionschefinnen und -chefs im Vorfeld der einzelnen Wahlen - die
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Erneuerungswahlen finden in der Reihenfolge der Amtszeit der Bundesratsmitglieder
statt = machten dies bereits deutlich. Die CVP pladierte fur Konkordanz und Stabilitat
und die SVP betonte, dass zum Erfolgsmodell Schweiz die angemessene Vertretung der
Landesteile in der Regierung gehore - die Diskriminierung der kleinsten Sprachregion
durch die Grlne Partei sei abzulehnen. Die GLP erklarte, dass die Starkung der
o6kologischen Anliegen und der Wahleranteil der Griinen zum Vorteil fur Rytz gereiche,
ihre Positionierung am linken Rand und der fehlende Anspruch von links-griin auf drei
Sitze aber gegen sie spreche. Die SP erklérte, die Zauberformel sei keine exakte
Wissenschaft, aber die beiden starksten Parteien sollten zwei Sitze und die restlichen
jeweils einen Sitz erhalten, was fur Regula Rytz spreche. Die Fraktion der Grinen
geisselte den Umstand, dass die Regierungsparteien wahrend der Legislatur Sitze
«austauschten» und so bewusst verunmaoglichten, dass das Parlament die Resultate
nach eidgendssischen Wahlen bertcksichtigen kénne. Die FDP schliesslich wollte sich
einer kinftigen Diskussion um eine Anpassung der Zusammensetzung des Bundesrats
nicht verschliessen, amtierende Regierungsmitglieder durften aber nicht abgewahlt
werden.

Der Angriff der Grinen folgte bei der flinften Wahl, auch wenn der Name Regula Rytz
schon bei der Bestatigungswahl von Simonetta Sommaruga auftauchte. Gegen die 145
Stimmen, die Ignazio Cassis erhielt, war Regula Rytz jedoch chancenlos. Sie erhielt 82
Stimmen, was in den Medien als schlechtes Abschneiden kommentiert wurde, hatten
doch die Grinen (35 Stimmen) und die SP (48 Stimmen) in der Vereinigten
Bundesversammlung gemeinsam Uber 83 Stimmen verfugt. Weil darunter sicherlich
auch ein paar CVP- und GLP-Stimmen seien, musse dies wohl so interpretiert werden,
dass einige SP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier die grine Konkurrenz
flrchteten; Ignazio Cassis konne hingegen zufrieden sein. Von den 244 Wahlzetteln
waren 6 leer geblieben und 11 enthielten andere Namen als «Rytz» oder «Cassis».

Schon zuvor hatten die meisten Parlamentsmitglieder auf Experimente verzichtet. Bei
der ersten Wahl wurde der amtsélteste Bundesrat, Ueli Maurer, mit 213 von 221 gultigen
Wahlzetteln gewéhlt. 23 der 244 ausgeteilten Bulletins waren leer geblieben und acht
auf Diverse entfallen. Beim Wahlgang fur Simonetta Sommaruga entfielen 13 Stimmen
auf Regula Rytz und 13 Stimmen auf Diverse. Da ein Wahlzettel unglltig war und 25 leer
blieben, durfte sich die kinftige Bundesprasidentin tGber 192 Stimmen freuen. Alain
Berset erhielt 214 Stimmen. Bei ihm waren 14 Wahlzettel leer geblieben und 16 auf
Diverse entfallen. Die Anzahl unglltige (1) und Leerstimmen (39) wuchs dann bei Guy
Parmelin wieder an, so dass der Wirtschaftsminister noch 191 Stimmen erhielt - 13
Stimmen entfielen auf Diverse. Einen eigentlichen «Exploit» (Tages-Anzeiger) erzielte
Viola Amherd bei der sechsten Wahl. Mit 218 Stimmen erhielt sie die zweitmeisten
Stimmen der Geschichte; nur Hans-Peter Tschudi hatte 1971 mehr Stimmen erhalten,
namlich 220. EIf Stimmen blieben leer und 14 entfielen auf Diverse. Eingelangt waren
nur noch 243 Wahlzettel. Ein etwas seltsames Gebaren zeigt sich bei der letzten Wahl.
Karin Keller-Sutter wurde zwar auch hier im Amt bestatigt, sie erhielt aber lediglich 169
Stimmen, da von den 244 ausgeteilten Wahlzetteln 37 leer und einer ungultig eingelegt
wurden und 21 Stimmen auf Marcel Dobler (fdp, SG) sowie 16 auf Diverse entfielen. In
den Medien wurde spekuliert, dass dies wohl eine Retourkutsche vor allem von
Ostschweizer SVP-Mitgliedern gewesen sei, weil Keller-Sutter sich im St. Galler
Stédnderatswahlkampf zugunsten von Paul Rechsteiner (sp, SG) ausgesprochen habe.

Der Angriff der Grlinen sei zwar gescheitert, dies kénne flr die Partei aber auch
befreiend sein, kénne sie nun doch Oppositionspolitik betreiben und mit Hilfe der
direkten Demokratie den Druck auf die anderen Parteien erhéhen, urteilte Le Temps
nach den Wahlen. I|hr Anspruch auf einen Bundesratssitz sei nach diesen
Bundesratswahlen nicht einfach vom Tisch, kommentierte Balthasar Glattli. In
zahlreichen Medien wurde zudem die Stabilitat des politischen Systems betont - auch
der Umstand, dass es zu keinem Departementswechsel kam, obwohl kurz Uber einen
Wechsel zwischen Alain Berset und Ignazio Cassis spekuliert worden war, wurde als
Indiz dafur gewertet. Doch Stabilitat bedeute nicht Stillstand; die neuen Mehrheiten im
Nationalrat miussten sich auch auf die Diskussionen um eine neue Zauberformel
auswirken - so die einhellige Meinung der Kommentatoren. An einem vor allem von der
CVP geforderten «Konkordanzgipfel» sollten Ideen flr die kinftige Zusammensetzung
der Landesregierung beraten werden. Entsprechende Gesprache wurden auf Frihling
2020 terminiert. ®
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Bundesverwaltung - Organisation

Eine Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL), die vom Bundesrat verlangt hatte, dass die
Bundesverwaltung zu reguléren Festnetztarifen telefonisch erreichbar sein musse, fand
im Nationalrat keine Gnade. Der Vorstoss hat seinen Ursprung in der Umstellung der
Verwaltung auf 058-Nummern, die fir Abonnentinnen und Abonnenten
unterschiedlicher Festnetz- und Mobilfunknetzanbietern unterschiedlich teuer war.
Der Bund hatte allerdings in der Zwischenzeit einiges unternommen, um die
Ungleichheiten auszumerzen. *

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Anklindigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hatten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezlge der
Parlamentsmitglieder gekurzt werden sollten. Ein Pauschalsalér - Blocher forderte CHF
50'000 - solle die verschiedenen Verglutungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rucktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren.

In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Wahrend Roland
Buchel (svp, SG) die Idee unterstitzte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen mussten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden musste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschadigung fur
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschadigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prifen kénne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhéngig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genligende
Entschadigung von Parlamentsmitgliedern fur die eigentliche Bedingung politischer
Unabhéngigkeit. Ansonsten musste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst kénnten sich nur noch Reiche wahlen lassen.

Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«lédngst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexitat der Geschafte kaum mehr
moglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostenglnstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Offnung flr neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstitzung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar Uberall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu Gbernehmen. Dies werde zudem
von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstitzt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Méglichkeit fir Home-Office. °

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgadnge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen léanger fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allmachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erfillen»), sondern das Gellibde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat er6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Sténderate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmir-Schénenberger (cvp, LU),

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.20

10



WAHLGESCHAFT
DATUM: 09.12.2019
MARC BUHLMANN

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2019
MARC BUHLMANN

Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp. GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gellbde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Halfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht moglich ist - flr eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Buro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. ®

Bereits eine Woche nach Beginn der ersten Session der 51. Legislatur kam es zur ersten
Mutation im Nationalrat. Florence Brenzikofer (gp, BL) legte das Gellbde ab, nachdem
ihre Wahl formell festgestellt worden war. Die 44-jahrige Grlne ersetzte die im zweiten
Umgang in den Standerat gewahlte Maya Graf (gp, BL). Aufgrund der Rekursfristen im
Kanton Basel-Landschaft hatte Graf erst zwei Tage nach Sessionsbeginn in der kleinen
Kammer vereidigt werden kdnnen und hatte - als Altersprasidentin amtend - deshalb zu
Beginn der Session noch im Nationalrat Platz ggenommen. Brenzikofer war auf der Liste
der Griinen Basel-Landschaft auf den ersten Ersatzplatz gewéahlt worden.’

Die Digitalisierung bringt es mit sich, dass auch der Parlamentsbetrieb mit
verschiedenen Ratings und Rankings vermessen werden kann, welche die Arbeit, den
Einfluss oder die ideologische Positionierung der Parlamentsmitglieder zu bestimmen
versuchen. Der Versuch, anschauliche Ranglisten zu erstellen und so auch durch
Personalisierung die Komplexitat von Politik zu reduzieren, dient vor allem den Medien,
die sich auch 2019 den verschiedenen Analysen widmeten.

Den Beginn machte Anfang Juli eine neue Plattform namens «politik.ch» mit einer
Auswertung der Prasenz wahrend der ganzen bisherigen 50. Legislatur. «Prasenz»
wurde dabei mit der Teilnahme an den total 4'076 Abstimmungen, die im Nationalrat bis
zur vorletzten Session durchgefiihrt wurden, gemessen. Zum <«Absenzenkdnig von
Bern» - so die Aargauer Zeitung, die Uber die Studie berichtete - wurde Roger Képpel
(svp, ZH) gekirt. Er habe 22.4 Prozent aller Abstimmungen «geschwanzt», gefolgt von
Martin Baumle (glp, ZH; 21.9%) und Hans Grunder (bdp, BE; 21.7%). Frauen stimmten
tendenziell disziplinierter ab, schloss die Zeitung, weil sich am anderen Ende der Skala
Andrea Geissbuhler (svp, BE), Barbara Keller-Inhelder (svp, SG) und Sandra Sollberger
(svp, BL) fanden, die alle weniger als sechs der Uber 4'000 Abstimmungen verpasst
hatten. Die Aargauer Zeitung liess die Protagonisten zu Wort kommen. Bei wichtigen
Abstimmungen sei er vor Ort, nicht aber, wenn «das ausufernde Berufsparlament mit
sich selbst beschaftigt» sei, verteidigte sich Roger Képpel. «Das Volk» habe sie ins
Parlament gewéhlt und erwarte, dass sie an den Abstimmungen teilnehme, befand
hingegen Andrea Geissbuhler. Im Schnitt hatten die Nationalratinnen und Nationalrate
drei Prozent der Abstimmungen verpasst. Im Tages-Anzeiger wurde daran erinnert, dass
«immer brav auf dem ehrwirdigen Nationalratssessel zu sitzen» nicht mit politischem
Einfluss gleichzusetzen sei. Die wichtigsten Entscheidungen fielen nicht im Ratssaal,
sondern «in den Kommissionen, in den Hinterzimmern des Bundeshauses und den
Salons des Bellevue-Hotels».

Einen Versuch, diese Art von Einfluss zu messen, unternahm die Sonntagszeitung mit
ihrem alle zwei Jahre publizierten «Parlamentarier-Rating». Hier erhalt Punkte, wer
viele Reden halt, in wichtigen Kommissionen sitzt und erfolgreich Vorstdsse einreicht;
wer innerhalb der eigenen Partei wichtige Funktionen innehat, einer starken Fraktion
angehort, hohe Medienpréasenz hat und ausserhalb des Parlaments gut vernetzt ist. Wie
schon zwei Jahre zuvor wies die Zeitung SP-Parteiprasident Christian Levrat (sp, FR) als
«méchtigsten» Parlamentarier aus, gefolgt von Pirmin Bischof (cvp, SO) und Thomas
Aeschi (svp, ZG). Levrat sei «immer dabei, wenn es in der Schweizer Politik etwas
anzuschieben oder zu blockieren» gelte. Allerdings falle die SP-interne grosse Llcke
hinter Levrat auf. In den Top Ten gebe es kein weiteres SP-Mitglied, was darauf
hindeute, dass die parteiinterne Erneuerung wohl noch nicht geschafft sei.
Ausgerechnet bei den Frauen schneide die SP schlecht ab. Unter den 15 hoéchst
bewerteten Frauen - diese Liste wurde von Tiana Angelina Moser (glp, ZH; total Rang 6)
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und Lisa Mazzone (gp, GE; Rang 13) angeflihrt - fanden sich lediglich zwei Genossinen:
Maria Carobbio Guscetti (sp, Tl; Rang 23) und Barbara Gysi (sp, SG; Rang 34). Fur das
Rating berucksichtigt wurden nur jene Parlamentsmitglieder, die seit Beginn der
Legislatur in den Réaten gesessen hatten und bei den eidgendssischen Wahlen 2019
wieder antreten wollten. Entsprechend war der 173. Rang auch der letzte. Dort befand
sich Bruno Walliser (svp, ZH). Indem die Sonntagszeitung die Rangierung hinsichtlich
Medienprasenz mit der Gesamtrangierung verglich, machte sie auch «die gréssten
Blender» aus. Die drei Zlircher Abgeordneten Claudio Zanetti (svp), Roger Képpel (svp)
und Regine Sauter (fdp) seien zwar «Lieblinge der Medien», spielten im Parlament aber
«eine bescheidene Rolle».

Auf der Basis der Abstimmungen im Nationalrat berechnete die Sonntagszeitung in
einer weiteren Analyse, wie héaufig alle Volksvertreterinnen und -vertreter bei
Gesamtabstimmungen in der 50. Legislatur zur Mehrheit gehort hatten. Wenig
Uberraschend fanden sich auf den vorderen Réngen - die Sonntagszeitung nannte sie
«die Erfolgreichsten» - Mitglieder der CVP- und der BDP-Fraktion, die jeweils mit links
oder rechts oder innerhalb einer grossen Koalition Mehrheiten schaffen. Angefuhrt
wurde die Liste von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), die bei 98.5 Prozent aller
Gesamtabstimmungen gleich wie die Mehrheit gestimmt hatte, was ihr in der
Weltwoche den Titel «[d]ie mit dem Strom schwimmt>» einbrachte. Auf Platz zwei und
drei folgten Viola Amherd (cvp, VS; 98.3%) und Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS;
98.2%). Bei den 68 «Erfolglosesten» handelte es sich durchgangig um SVP-
Fraktionsmitglieder, angeflihrt von Erich Hess (svp, BE; 46.8%), Toni Brunner (svp, SG;
48.8)%) und Pirmin Schwander (svp, SZ; 49.8%).

Mitte Oktober warteten dann schliesslich die NZZ und Le Temps mit ihrem alljahrlich
erscheinenden «Parlamentarier-Rating» auf. Erneut wiesen die auf der Basis des
Abstimmungsverhaltens vorgenommenen Positionierungen der Parlamentsmitglieder
auf einer Skala von -10 (ganz links) bis +10 (ganz rechts) auf eine zunehmende
Homogenisierung innerhalb der Parteien hin. Insbesondere an den Polen habe die
Fraktionsdisziplin ein noch nie gekanntes Ausmass erreicht, so die NZZ. So hatten sich
die Mitglieder der SP-Fraktion vor den Wahlen 2015 auf einer Skalen-Spannweite von
3.4 Punkten verteilt, im aktuellen Rating betrage dieser Wert lediglich noch 1.2 Punkte.
Die Extrempositionen in der SP besetzten im aktuellen Rating Silvia Schenker (sp, BS;
-10.0) und Adrian Wathrich (sp, BE; -8.8). Eine im Vergleich zu 2015 wesentlich grossere
Fraktionsdisziplin wiesen bei dieser Berechnung auch die Grinen auf. Lagen das am
meisten linke und am meisten rechte grine Fraktionsmitglied 2015 noch um 2.7
Skalenpunkte auseinander, trennten Maya Graf (gp, BL; -9.2) und die drei ganz am linken
Rand politisierenden Michael Téngi (gp, LU; -10.0), Irene Kalin (gp, AG; -10.0) und Regula
Rytz (gp, BE; -10.0) im Jahr 2019 lediglich noch 0.8 Skalenpunkte. Damit waren die
Grlinen im Durchschnitt erstmals seit 2011 wieder weiter links positioniert als die SP:
«Les Verts n'ont jamais été aussi & gauche», war dies Le Temps gar die Uberschrift der
Analyse wert. Am anderen Ende der Skala, bei der SVP, verringerte sich der Wert der
Spannweite von 3.7 auf 1.2 Punkte - ohne Beriicksichtigung von Roberta Pantani (lega,
T1), die zwar der SVP-Fraktion angehort, aber die Lega vertritt und mit einem Wert von
8.2 die am weitesten «linke» Position in der SVP-Fraktion im Nationalrat vertrat. Gleich
drei SVP-Nationalrate politisierten ganz rechts aussen und wiesen einen Skalenwert von
10.0 aus: Toni Brunner, Luzi Stamm (svp, AG) und Adrian Amstutz (svp, BE). Jean-Pierre
Grin (svp, VD) fand sich bei Position 8.8 und war damit das am weitesten links
positionierte Mitglied der SVP im Nationalrat. Selbst bei der CVP war eine
Disziplinierung festzustellen: Es zeigte sich im Vergleich zu 2015 ein Rickgang der
Spannweite von 3.6 auf 2.6 Punkte, wobei die Fraktion im Vergleich zum Vorjahr
zahlreiche Mitglieder leicht rechts von der Mitte aufwies und sich von -1.0 (Dominique
de Buman; cvp, FR) bis 1.6 (Philipp-Matthias Bregy; cvp, VS) erstreckte. Die der CVP-
Fraktion angehdérenden EVP-Mitglieder waren wesentlich weiter links als ihre Fraktion:
Niklaus Gugger (ZH) wurde auf der Skala bei -4.2 und Marianne Streiff-Feller (BE) bei
-4.3 eingestuft. Die restlichen drei Fraktionen hingegen waren im Vergleich zu 2015
heterogener geworden. Bei der FDP war die Zunahme von 2.5 auf 2.6 Skalenpunkte
freilich minim. Die Fraktionsgrenzen wurden bei den Freisinnigen von Walter Muller
(fdp, SG; 4.5) und Christa Markwalder (fdp, BE; 1.9) eingenommen. Grdssere Spriinge
machten die BDP und die GLP. Wahrend sich bei der BDP die Spannweite im Vergleich
zu 2015 von 1.2 auf 2.0 fast verdoppelte - wie schon 2015 deckte Rosmarie Quadranti
(bdp, ZH; -1.7) die linke Flanke ab, wahrend sich Hans Grunder (bdp, BE; 0.3) am rechten
Rand der BDP positionierte - wuchs die Heterogenitat innerhalb der traditionell
eigentlich sehr homogenen GLP von 0.5 auf 2.7 Skalenpunkte an. Hauptgrund dafur war
Daniel Frei (glp, ZH), der von der SP in die GLP gewechselt hatte und mit seiner Position
von -5.7 zwar weit weg vom rechten Rand der SP (-8.8), aber auch weit weg vom linken
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Rand der bisherigen GLP-Mitglieder war. Dieser wurde von Kathrin Bertschy (glp, BE;
-3.5) eingenommen, die in der Tat lediglich 0.5 Skalenpunkte von Martin Baumle (-3.0),
also dem rechten GLP-Rand, positioniert war. Die politische Landschaft verarme,
schloss die NZZ aus diesen Zahlen. Vor allem zwischen den Mitte- und den Polparteien
klaffe eine Llicke. Dort hatten friher moderate SVP- und SP-Vertreter als Brickenbauer
gewirkt. Schuld fur die zunehmende Fraktionsdisziplin seien aber nicht nur die
Parteizentralen, sondern auch die wachsende Zahl an zu behandelnden Geschéften, bei
denen Parlamentsmitglieder keine fundierte eigene Meinung mehr bilden kénnten und
deshalb geméss der Empfehlung der Parteileitung stimmten.

Die zahlreichen auf die neue Legislatur 2019 bis 2023 hin angeklindigten Ricktritte im
Standerat veranlasste die Verfasser des Ratings zur Spekulation eines Rechtsrutschs der
kleinen Kammer nach den Wahlen 2019. Die politische Mitte des Standerats befinde
sich bei Pirmin Bischof, also bei -2.8. Da elf zurlcktretende Kantonsvertreterinnen und
-vertreter links und lediglich sieben rechts von Bischof seien und alle zurticktretenden
im Schnitt deutlich linker (-5.3) positioniert seien als die wieder antretenden (-2.3),
stellten die Standeratswahlen vor allem fur Mitte-Links eine Herausforderung dar, so
die NZZ. Eindrucklich liess sich dies anhand von Raphaél Comte (fdp, NE) nachzeichnen.
Der Neuenburger Freisinnige positionierte sich mit -5.7 néher bei Daniel Jositsch (sp,
ZH), der mit -6.8 den rechten Rand der SP in der kleinen Kammer besetzte, als bei
seinem am weitesten rechts positionierten Fraktionskollegen Philipp Muller (fdp, AG;
4.5) und dem Schnitt der FDP (2.3). Da Comte nicht mehr antrete, sei wohl auch in der
FDP mit einem Rechtsrutsch in der kleinen Kammer zu rechnen. 8

Parlamentsorganisation

Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass Kommissionssitzungen vertraulich sind. Allerdings
erlaubt Artikel 47 Absatz 2 seit 1991 eine Ausnahme von diesem Grundsatz und schafft
die Moglichkeit, Anhérungen von Expertinnen und Experten bei komplexen politischen
Sachverhalten und wichtigen Fragen 6ffentlich zu machen. Die APK-NR beschloss Ende
2018 auf Antrag von Kommissionsmitglied Eric Nussbaumer (sp, BL) ein solches
o6ffentliches Hearing zum Rahmenabkommen mit der EU. Ziel dieses Vorgehens sei es
unter anderem, eine breitere Offentlichkeit (iber dieses «Thema mit enormer Tragweite
fur die Schweiz» aufzuklaren, gab Kommissionsprasidentin Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) zu Protokoll.

In den Medien wurde das Vorhaben grundsatzlich positiv aufgenommen. Die NZZ, die
von «EU-Politik live auf Youtube» berichtete - die Anhdrung konnte auf dem Youtube-
Kanal des Parlaments mitverfolgt werden -, listete die bisher lediglich funf 6ffentlichen
Hearings auf: 1992 zum Kauf der F/A-18-Jets; 1995 Uber die Genschutzinitiative; 1996
zum Rinderwahnsinn; 1998 zum Armeeeinsatz zur Unterstitzung des Grenzwachtkorps;
sowie 2003 zum Radio- und TV-Gesetz. Damit der Anlass nicht «zur eigenen
Profilierung» genutzt werden kénne - so die NZZ weiter -, mussten sich die
Kommissionsmitglieder an von der Prasidentin der APK-NR vorgegebene Spielregeln
halten, kurze Fragen stellen und vor allem die Expertinnen und Experten reden lassen.
Das «beflrchtete Schaulaufen hielt sich in Grenzen», vermochte dann die Aargauer
Zeitung am Tag nach der Anhorung zu berichten. Die «selten mehr als 500 Zuschauer»
auf Youtube hétten einer Veranstaltung beigewohnt, die «burgerfern und berechnend»
gewesen sei, weil die Kommissionsmitglieder jeweils ihre pro- bzw. contra-
europaischen Expertinnen und Experten mit «Steilpdssen» versorgt hatten. In der
Weltwoche schrieb Roger Képpel (svp, ZH), selber Mitglied der APK-NR und einziger, der
drei Fragen gestellt und bereits zu Beginn kritisiert hatte, dass der Bundesrat nicht
anwesend sei, von einer «von Beginn weg verunglickten Ubung». Anders sah dies
Schneider-Schneiter: Das Ziel des Hearings sei erreicht worden, gab sie der Basler
Zeitung Auskunft. Die Mitglieder der Kommission hatten sich Uberdies an die Regeln
gehalten. Explizit gelobt wurde das Hearing im Tages-Anzeiger. Es sei - im Gegensatz zu
den Kommentaren der SVP, die von einer «Farce» gesprochen hatten - «ein
erfreuliches Niveau» erreicht worden, was «der Europadebatte gutgetan» habe. Die
Zeitung wiinschte sich mehr solche 6ffentliche Hearings. *
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Organisation der Bundesrechtspflege

Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschaftsbesorgung, auf Geldwascherei sowie auf die Gewahrung unrechtméssiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 héngige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Landern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten.

Unter dem Namen «Football Leaks» enthlllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber wahrend des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretar gewahlten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zurich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalitat» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veroffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehérde Uber die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kiindigten in der Folge an, die Hintergrinde dieser Treffen und der Freistellung
abklaren zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurlickkehrte, trotz nicht
erhértetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behérdlichen Raumlichkeiten
stattgefunden hatten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
erklarte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Fuhrung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie fir die Fihrung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatklager und geschadigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzukléaren,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben wirde. Eine
Dokumentationspflicht gelte fir solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzukléren, ob
dieser sich strafféllig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch Uber die
Affare. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebuldsen Nahe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretars,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefadelt und
dafur von Infantino verschiedene Gefalligkeiten erhalten haben soll.

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt - die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhéltnis heraus erfolgt -, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern kénne
und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden hatten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens mlsse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft némlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hatten.

Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber gepruft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Prasident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
kénnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden.

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers fir die Amtszeit 2020 bis
2023, die fur die Sommersession 2019  geplant war, verknlpft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der ligt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
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BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedéachtnislicken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestéatigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu kénnen
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. ™

Foéderativer Aufbau
Stadte, Regionen, Gemeinden

Nach dem Ausschied von Markus Lehmann (cvp, BS) aus dem Nationalrat wurde dessen
Postulat Ende 2015 von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) Ubernommen. Im
Nationalrat wurde das Anliegen in der Sommersession mit 140 zu 20 Stimmen bei 26
Enthaltungen abgelehnt. Schneider-Schneiter argumentierte vergeblich, dass es
einfachere Verfahren brauche fiir Gemeinden, die iliber Kantonsgrenzen hinweg
fusionieren mochten. Die Schweiz brauche Gebietsstrukturen, die es erlaubten, dass
Gemeinden ihre Aufgaben autonom wahrnehmen kénnen. Fusionen seien eine
Méglichkeit, dass die féderalen Strukturen erhalten blieben und missten deshalb wenn
nicht geférdert, dann doch zumindest nicht kinstlich verhindert werden. Bundesrétin
Simonetta Sommaruga erérterte noch einmal die Antwort des Bundesrates: Fusionen
kénne man nicht erzwingen - die Uberzeugungen fir ein Zusammengehen zwischen
zwei Gemeinden mussten von unten wachsen und kénnten nicht von oben vorgegeben
werden. Gebietsveranderungen zwischen den Kantonen seien zudem bereits mit der
neuen Bundesverfassung wesentlich vereinfacht worden. Die Magistratin konnte sich
zum Schluss ihres Votums einen Seitenhieb beziglich der wachsenden Zahl an
Vorstéssen nicht verkneifen - das Postulat Lehmann war ja das zweite dieser Art,
nachdem das erste bereits abgeschrieben worden war. Sommaruga wies darauf hin,
dass es gut ware, wenn man sich bei Vorstdssen, die ja in der Verwaltung immer auch
Kosten ausldsten, auch Uberlegen wirde, ob ahnliche Anliegen vielleicht friher schon
abgelehnt worden waren. Es ware zudem gut, sich zu Uberlegen, ob immer alles wirklich
so wichtig sei. "

Territorialfragen

Am 28. September 2014 entschieden sich die Stimmbevdlkerungen von Basel-Stadt und
Basel-Landschaft, nicht zu einem einzigen Kanton Basel zu fusionieren. Zur Debatte
gestanden hatte die Einsetzung eines Verfassungsrates, der aus 75 Vertretern des Land-
und aus 50 Vertretern des Stadtkantons hatte bestehen und die Rahmenbedingungen in
einem mehrjahrigen Prozess hétte ausarbeiten sollen, die in einen anschliessenden,
noch einmal zur Abstimmung stehenden Zusammenschluss hatten muinden kdénnen.
Doch nicht einmal diese unverbindlichen Vorarbeiten flr eine Fusion fanden die Gnade
der Stimmbdrgerinnen und Stimmbdrger. In der Stadt gab es ein laues Ja; vor allem die
Baselbieter standen einer Fusion aber sehr skeptisch gegentiber. Die Regierung von
Basel-Landschaft hatte sich bereits 2013 mit 3 zu 2 Stimmen gegen das ursprilingliche
Initiativbegehren ausgesprochen. Mitte Januar 2014 gab die Stadt-Regierung die
Empfehlung flr ein Fusionsvorprojekt ab. Die Lebensrdaume seien mit den
Kantonsgrenzen nicht mehr kongruent.

In der Folge kam es zu einem eigentlichen Hick-Hack um die Abstimmungsvorlage. Zwar
erklarte Ende Januar auch der Baselbieter Landrat die Fusionsinitiative fur rechtsgultig
- einzig die SVP stimmte geschlossen gegen den Antrag. Mitte April wurde neben der in
beiden Kantonen gleichlautenden Initiative aber noch ein von der stéadtischen
Regiokommission ausgearbeiteter Gegenvorschlag vorgelegt. Dieser sah einen
Verfassungsrat vor, der nicht wie von der Initiative verlangt 120 paritatisch auf die
beiden Kantone aufgeteilte Mitglieder umfassen sollte, sondern deren 100, wobei 40
aus der Stadt und 60 aus dem Baselbiet stammen sollten. Das baselstadtische
Parlament verédnderte den Gegenvorschlag Mitte Mai schliesslich auf die Formel 50 zu
75. Auf der einen Seite wurde dies als Geste des Stadtkantons zugunsten einer
wohlwollenden Prufung durch den Landkanton gedeutet, auf der anderen Seite aber als
Nachbesserung eines demokratischen Murks interpretiert. An den Grundeinstellungen
anderte sich jedoch auch mit dem Gegenvorschlag nichts. Die Regierung von Basel-
Landschaft blieb - mit Ausnahme des Grinen Isaac Reber - bei ihrem Nein. Eine engere
Zusammenarbeit sei sinnvoller als eine Fusion. Trotzdem einigte sich eine Woche
spater auch der Baselbieter Landrat knapp auf den Gegenvorschlag. Neben der SVP
dusserten sich dazu auch FDP, BDP und CVP skeptisch. Die emotional angeheizte
Stimmung wurde deutlich, als die SVP wéhrend der Debatte statt eines Votums die
Baselbieter Hymne anstimmte und sich die Regierung dabei spontan erhob. Trotz der
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kritischen Einwénde sprach sich die Mehrheit des Parlments des Kantons Basel-
Landschaft daflur aus, der Bevolkerung den Gegenvorschlag vorzulegen. Da letztlich
beide Kantonsparlamente nach einigen weiteren kleineren aber letztlich erfolglosen
Scharmutzeln den Gegenvorschlag auch in zweiter Lesung guthiessen, wurden beide
Initiativen zurlickgezogen. In beiden Kantonen stand also nur noch der Gegenvorschlag
zur Abstimmung. Obgleich der Baselbieter Landrat den Gegenvorschlag angenommen
hatte, konnte er sich nicht zu einer Abstimmungsempfehlung durchringen. Obwohl SVP
und FDP fur eine Nein-Empfehlung optiert hatten, obsiegte letztlich der
Kompromissvorschlag: Ein Parlament kénne nicht zuerst einen Vorschlag gutheissen
und diesen dann zur Ablehnung empfehlen. Die Regierung empfahl mehrheitlich ein
Nein, was im Abstimmungsbichlein dann auch wesentlich deutlicher sichtbar war als
die Stimmfreigabe, was wiederum von einigen Beflrwortern der Fusion heftig kritisiert
wurde.

Bereits im Vorfeld der Parlamentsdebatten waren Fusionsstudien angeregt worden, um
eine bessere Grundlage fur den Entscheid bereitzustellen. Eine Simulationsstudie war
aber schon 2012 von beiden Kantonsregierungen abgelehnt worden und eine durch den
Verein ,Regio Basilensis™ angeregte Evaluation scheiterte an fehlenden Finanzen. Grund
fir die Ablehnung war, dass es ja noch nicht um eine Fusion gehe, sondern gerade der
geplante Verfassungsrat solche Eckdaten ausarbeiten solle. Umso mehr Interesse
weckten die Untersuchungen, die im Vorfeld der Abstimmung zur Verflgung standen.
Die alljahrliche UBS-Studie der kantonalen Wettbewerbsfahigkeit etwa, die in der Regel
als Grundlage fur Standortmarketing dient, gewichtete die Werte fur beide Basel
zusammen. Sie kam zum Schluss, dass ein fusioniertes Basel noch mehr
Wettbewerbsfahigkeit aufweisen wirde als der Stadt-Kanton alleine, der im Jahr 2013
immerhin als drittstarkster Kanton eingestuft worden war. Weil viele Firmen bereits
Uber die Kantonsgrenzen hinweg vernetzt seien, kdnnten mit einem kantonalen
Zusammenschluss viele administrative Hurden abgebaut und die Wettbewerbsfahigkeit
verbessert werden. Im September wies eine weitere Studie der Credit Suisse darauf
hin, dass Basel-Landschaft flir Unternehmen steuerlich attraktiver sei als Basel-Stadt,
was bei einer Fusion etwa in Form hoher kommunaler Steuerautonomie berucksichtigt
werden musste. Die Studie wies zudem darauf hin, dass ein vereinigtes Basel wohl
weniger Mittel aus dem nationalen Finanzausgleich erhalten wirde. Eine eindeutige
Empfehlung fir oder gegen eine Fusion liess sich von den unabhangigen Evaluationen
allerdings nicht ableiten. Dies kam eher den Fusionsgegnern zupass, da es den
Beflrwortern so nicht gelang, mit objektiv fundierten sachlichen Argumenten fir ein
Fusionsprojekt zu werben.

Die Stimmung in der Bevolkerung liess sich bereits an den Fasnachtssujets ablesen,
stiess doch die Kantonsfusion in den Baselbieter Schnitzelbanken grossmehrheitlich auf
starke Ablehnung. Die Fronten im Abstimmungskampf waren ebenfalls frih bezogen.
Die SVP, die sich als Gegnerin auf beiden Seiten der zur Disposition stehenden
Kantonsgrenze profilierte, stellte bereits ein Jahr vor den Baselbieter
Gesamterneuerungswahlen 90 Grossratskandidierende als Botschafter gegen die
Fusion auf. Parteiprasident Oskar Kdmpfer (BL, svp) erhoffte sich damit auch bessere
Chancen fir die kantonalen Wahlen von 2015. Von den Parteien im Baselbiet sagte auch
die BDP dezidiert Nein zu einer Fusionsprufung. Die FDP beschloss ebenfalls die Nein-
Parole, wogegen allerdings die Jungfreisinnigen opponierten. Die CVP, in der sich
Beflrworter und Gegner die Waage hielten, entschied sich fur Stimmfreigabe. Die SP,
die GP und die GLP sowie die EVP, welche ihre Parole gemeinsam mit ihrer Schwester
aus der Stadt fasste, empfahlen den Vorschlag zur Annahme. Im Stadtkanton empfahlen
alle Parteien (SP, GP, FDP, LDP, GLP, EVP und CVP) mit Ausnahme von SVP und BDP ein
Ja zum Vorprojekt fur eine Fusion.

Im Kanton Basel-Landschaft fanden sich wéhrend der Abstimmungskampagne, die in
den Medien praktisch taglich in Meinungsbeitragen ausgefochten wurde, nur wenige
Beflrworter, denen vor allem die CVP-Nationalratin Elisabeth Schneider-Schneiter
(cvp, BL) eine Stimme gab. Auf der Gegnerseite war ein Komitee ,Pro Baselbiet' mit
umfangreichen Aktionen - darunter etwa die stark umstrittenen Hohenfeuer in fast
allen Baselbieter Gemeinden - sehr aktiv. Der bikantonale Verein ,Ein Basel’, der
ursprunglich die Initiativen eingereicht hatte, wurde hingegen lange Zeit kaum
wahrgenommen. Fur etwas mehr Wind sorgte ,Jugend fur ein Basel’, eine Organisation,
der Jungparteien mit Ausnahme der jungen SVP angehorten. Die Meinungen Uber ein
Fusionsprojekt schienen umso negativer, je weiter weg von der Stadt eine Gemeinde
war. Vor allem die Oberbaselbieter Gemeinden furchteten bei einer Fusion den Verlust
der eigenen Identitat. Eine Verstarkung der Verstadterung durch eine Fusion wirde sie
noch starker an den Rand drangen. Im Gegensatz zum Landkanton verlief der
Abstimmungskampf in der Stadt auffallend emotionslos.

Wenig Uberraschend gab es beim Urnengang am 28. September ein deutliches Nein aus
dem Landkanton und lediglich ein lauwarmes Ja in der Stadt. Mit total 68,3% lehnte
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eine deutliche Mehrheit der Baselbieter Bevolkerung die Vorstufe fir eine méogliche
Fusion ab. In keiner Gemeinde im Kanton Basel-Landschaft fand sich eine Ja-Mehrheit
und die deutlichsten Nein-Mehrheiten zeigten sich - wenig erstaunlich - im
Oberbaselbiet. In einigen kleineren Doérfern betrug der Nein-Anteil gar tber 90%.
Obwohl die Stadtbevélkerung das Projekt mit 54,9% guthiess, war die Idee einer Fusion
beider Basel somit fur die nachsten Jahrzehnte wieder vom Tisch. Das Nein wurde auch
damit begrindet, dass die Fusionsbeflrworter keine klaren Vorteile eines
Zusammengehens aufzeigen konnten und zu wenig stark fir ihre |dee aufgetreten
waren. Letztlich sei die Unsicherheit eines Fusionsprojektes zu gross gewesen. In der
Tat schienen Fakten unwichtig, Emotionen daflir umso wichtiger zu sein. Es wurde
weitaus haufiger Uber Symbolik - von historischen Schlachten Uber mogliche
Hauptstadte bis hin zur Bewilligung von Hohenfeuern als Mahnmale gegen die Fusion -
als Uber mogliche zuklnftige Projekte diskutiert. Ob das Resultat nun in eine vertiefte
Partnerschaft mindet, wie dies von den Fusionsgegnern immer wieder betont worden
war, bleibt abzuwarten. Die unterschiedlichen Haltungen in den beiden Halbkantonen
durften eine thematische Partnerschaft eher erschweren. Vielmehr durften die
wéhrend der Kampagne gepflegten, alten Reminiszenzen noch eine Weile kochen und
entfremdend wirken. Freilich hatten auch das Nein der Baselbieter und das Ja der
Baselstadter im Jahr 1969, wo eine Fusion an der Urne abgelehnt worden war, zu
stérkerer Zusammenarbeit gefliihrt. Es scheint zumindest fraglich, ob dies in einer Zeit,
in der die Differenzen zwischen stadtischen und ldndlichen Gebieten eher zu wachsen
scheinen, in &hnlichem Umfang moglich sein wird.

Kurz nach dem Urnengang wurde eine alte Idee wieder aufgewarmt, nédmlich den
Landkanton zu einem Vollkanton zu machen. In der Tat war diese Idee seit 1988
Bestandteil der Baselbieter Verfassung. Allerdings waren bisher mehrere Vorstdsse in
diese Richtung von Baselbieter wie auch Baselstadter Parlamentariern in Bern erfolglos
geblieben. Auch den neuen Ideen wurden kaum Chancen eingeraumt. Allerdings waren
die Bemuhungen in letzter Zeit deshalb gebremst worden, weil eine mogliche Fusion
zur Debatte stand, die nun ja zumindest fur einige Jahre wieder vom Tisch ist. Auch Alt-
Nationalrat Rudolf Gysin (BL, fdp) schaltete sich mit einer Regio-Kooperationsinitiative
und einer Vollkanton-Initiative wieder in die Diskussionen ein. "

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Basel-Landschaft kam es zu einem Zweikampf zwischen dem Bisherigen
Claude Janiak (sp) und dem SVP-Fraktionsprasidenten Caspar Baader. Dieser wollte
nach eigenen Angaben den Linksrutsch des Standerats in der letzten Legislatur
korrigieren helfen. Der seit 2010 im Nationalrat vertretenen Elisabeth Schneider-
Schneiter, die fir die CVP antrat, wurden ob der beiden politischen Schwergewichte
lediglich Aussenseiterchancen attestiert. Mit ihrer Kandidatur wollte die CVP eine auch
von EVP, BDP und GLP unterstitzte Alternative in der Mitte bieten.

Der deutliche Sieg von Janiak, der gleich auf Anhieb bestatigt wurde, war dennoch eher
Uberraschend. Der SP-Vertreter erzielte mit 456'203 Stimmen das absolute Mehr relativ
deutlich (563,5%). Baader erhielt 24'291 Stimmen und Schneider-Schneiter lag mit 9'633
erwartet abgeschlagen auf Rang 3. Die SVP hatte auf einen zweiten Wahlgang gehofft,
um doch noch einen burgerlichen Schulterschluss zu erreichen und so den SP-Sitz
erobern zu kénnen. |hre Niederlage erklarte sie mit der fehlenden bdrgerlichen
Unterstitzung. Sowohl Baader als auch Schneider-Schneiter konnten sich mit ihrer
Wahl in den Nationalrat trosten. Die CVP-Politikerin gab denn auch an, die
Standeratswahlen vor allem als Plattform fur die Verteidigung ihres Sitzes in der grossen
Kammer benutzt zu haben. *

Der Trend hin zu immer mehr Kandidierenden auf immer mehr Listen bei den
Nationalratswahlen war auch im Kanton Basel-Landschaft zu beobachten. Insgesamt
waren es 112 Anwarterinnen und Anwarter, die auf einer der 16 Listen ihr Glick
versuchten. Mit einem Frauenanteil von 38.4% konnte sich der Basler Halbkanton im
nationalen Vergleich sehen lassen. Die Monate vor der Wahl waren stark vom Thema
Listenverbindungen gepragt. Die Diskussion drehte sich dabei hauptsachlich um eine
allfallige Allianz der Mitteparteien. Ausserdem pragend waren die Ergebnisse der Land-
und Regierungsratswahlen, die im Februar gleichen Jahres stattgefunden hatten. Diese
waren in erster Linie fur die Grinen verheerend, welche ein Drittel ihrer Sitze
einblssten. Aber auch die Sozialdemokraten mussten den Verlust ihres

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.20

17



WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

Regierungsratssitzes hinnehmen. Auf der anderen Seite konnten die grossen
blrgerlichen Parteien gemeinsam zulegen. Einer Wiederholung dieses burgerlichen
Triumphs in den nationalen Wahlen wurde gute Chancen eingeraumt.

Obwohl sich CVP, FDP und SVP bei den kantonalen Wahlen noch erfolgreich verbindet
hatten, ergab sich fur die Nationalratswahlen eine etwas andere Ausgangslage. Die FDP
und die SVP gaben zunachst wie erwartet ihre Listenverbindung bekannt. Fir die CVP
bot sich die Moglichkeit zum Anschluss, hatte rechnerisch flr die Christdemokraten
aber wohl kaum Sinn gemacht. Endglltig in weite Ferne rlckte der bdlrgerliche
Schulterschluss, als SVP-Kantonalprasident Oskar Kampfer fur eine Listenverbindung
mit der CVP den Rucktritt der christlichdemokratischen Spitzenkandidatin Elisabeth
Schneider-Schneiter zur Bedingung machte. Verstandlicherweise wurde dies in CVP-
Kreisen mit wenig Begeisterung aufgenommen, ja gar als Affront bezeichnet. Auch die
Idee einer Koalition der Mitteparteien erhielt frih einen Dampfer, als die EVP mit der
Begriindung absagte, sie politisiere in sozialen Fragen naher bei der Linken. Schliesslich
kehrte der CVP auch die GLP in letzter Sekunde den Ricken, worauf erstere einzig mit
der BDP die Verteidigung von Schneider-Schneiters Sitz in Angriff nahm.

Die Grlinen hatten neben ihren schlechten Wahlergebnissen zuséatzlich mit einer
Parteiabspaltung zu kdmpfen. Unter der Fihrung von Landrat Jirg Wiedemann wurde
namlich die Partei der Grun-Unabhangigen gegrindet, welche in einer Listenverbindung
mit der GLP das schwierige Vorhaben einer Verteidigung des Sitzes der amtierenden
Nationalratin und ehemaligen Ratsprasidentin Maya Graf noch zuséatzlich erschwerte.
Die EVP, welche bereits die CVP verschméaht hatte, entschied sich alleine und nicht in
einer linken Koalition anzutreten. So beruhten die Hoffnungen der Grlnen einzig auf
der traditionellen Listenverbindung mit der SP. Die beiden sozialdemokratischen Sitze
von Eric Nussbaumer und Susanne Leutenegger Oberholzer galten gemeinhin als eher
ungefahrdet. Fur Spekulationen sorgten die gleichzeitigen National- und
Standeratskandidaturen von FDP-Landrat Christoph Buser. Diese schienen die
Wiederwahl der bisherigen FDP-Nationalratin Daniela Schneeberger zu gefdhrden. Auf
Seiten der SVP ging man aufgrund der guten Prognosen zuversichtlich in den Wahlkampf
und schielte auf einen Sitzgewinn.

Der auf birgerlicher Seite erhoffte ,Durchmarsch™ wurde am Wahltag nicht zur Realitéat.
Entgegen vieler Erwartungen blieb die Sitzverteilung beim Alten: 2 SVP, 2 SP, 1 FDP, 1
CVP und 1 GPS. Mit dem kantonalen Spitzenresultat von 36'043 Stimmen konnte Maya
Graf ihren Sitz verteidigen. Ihre Partei - die Grinen - konnte auf 14.2% Wahleranteil
zulegen (+0.6 Prozentpunkte). Die Listenpartnerin SP verlor 2.2 Prozentpunkte und
landete bei 22.2%. Am starksten zulegen konnten wie erwartet die SVP und die FDP.
Wéhrend die Volkspartei ihren Wahleranteil auf 29.8% (+2.9 Prozentpunkte) steigerte,
konnte die FDP gar um 4.3 Prozentpunkte zulegen (neu: 15.8%). Der grosse Zuwachs bei
den Freisinnigen relativiert sich jedoch, wenn man den massiven Verlust bei den letzten
Wahlen (-5.5 Prozentpunkte) in Betracht zieht. Verlierer waren die kleinen und ohnehin
mandatslosen Mitteparteien, notabene die BDP, welche von 6.4% auf gerade mal 2.8%
Waéhleranteil abrutschte. Die GLP kam noch auf 2.7% (-2.3 Prozentpunkte) und die EVP
auf 2.2% (-1.1 Prozentpunkte). Neu gewahlt wurde SVP-Kandidatin Sandra Sollberger,
welche den zurlckgetretenen Christian Miesch ersetzt. Somit werden neu funf der
sieben Nationalratsmandate von Frauen besetzt (71%). Die Stimmbeteiligung hingegen
stellte sich mit 46.8% als weniger aussergewdhnlich dar. ™

134 Personen auf 20 Listen kandidierten im Kanton Basel-Landschaft bei den
Nationalratswahlen 2019 fir einen der sieben Baselbieter Sitze in der Grossen
Kammer. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 44.0 Prozent - der
dritthéchste Wert der Schweiz.

Die letzten eidgendssischen Wahlen vor vier Jahren hatten keiner Partei einen
Sitzgewinn beschert. Die Verteilung der Baselbieter Nationalrate wahrend der letzten
Legislatur blieb damals bei 2 SVP, 2 SP, 1 GPS, 1 FDP und 1 CVP. Bei den Landratswahlen
im Marz 2019 hatten die Grinen stark zulegen (+6 Sitze) kénnen, wahrend die SVP
deutliche Einbussen verzeichnen musste (-7 Sitze). Entsprechend nervés war die SVP im
Vorfeld der eidgendssischen Wahlen vom Oktober. Doch nachdem eine
Listenverbindung mit der FDP in trockenen Tlchern war, schienen die beiden SVP-Sitze
ungefahrdet. Diese rechts-burgerliche Listenverbindung wurde von Kritik aus der Mitte
begleitet, denn die CVP bangte ihrerseits um die Wiederwahl ihrer Nationalratin
Elisabeth Schneider-Schneiter, welche 2015 den Einzug in den Nationalrat nur knapp
geschafft hatte. Wie die SVP waren es auch bei der CVP die Listenverbindungen, welche
die Gefahr eines Sitzverlustes verringerte. Die CVP ging eine breite Mitte-Verbindung
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mit der GLP, der EVP und der BDP ein. Anders als im Kanton Basel-Stadt widersetzte
sich die Baselbieter CVP einer Unterlistenverbindung ihrer drei Listenpartnerinnen, da
Schneider-Schneiters Sitz sonst von einer Kandidatin der GLP oder der BDP hatte
Uberfligelt werden kénnen. Die kantonale CVP weigerte sich damit, die nationale
Strategie dieser vier Parteien zur Starkung der politischen Mitte zu befolgen, obwohl die
Absichtserklarung zu dieser Strategie unter anderem auch der Prasident der CVP
Schweiz Gerhard Pfister (ZG) unterzeichnet hatte. Leidtragende waren hauptséchlich
die GLP und die EVP, deren Chancen auf einen Sitzgewinn sich damit drastisch
verringerten. Bei der FDP gab es trotz einer klaren Spitzenkandidatin, der amtierenden
Nationalratin Daniela Schneeberger, ein Gerangel um die hinteren Platze, da
Schneeberger gleichzeitig aussichtsreich flur den Stéanderat kandidierte. Besonders
hervor tat sich Christoph Buser. Der Direktor der Wirtschaftskammer Basel war im Méarz
bei den Landratswahlen abgewahlt worden. Bereits seine Nominierung auf die
Hauptliste verursachte deshalb Diskussionen. Buser irritierte seine Partei anschliessend
durch seinen Alleingang im Wahlkampf, wo er unter anderem jede Menge Plakate ohne
Parteilogo aufhéngte. Die Grinen konnten die Wahlen am entspanntesten angehen. Die
Partei setzte Uberraschend nicht ihre bisherige Nationalratin Maya Graf an die Spitze
der Liste, sondern Florence Brenzikofer. Brenzikofer, seit Mérz die bestgewahlte
Landratin, hoffte darauf, fur Graf nachrutschen zu koénnen, da Graf ebenfalls
gleichzeitig fur den Standerat kandidierte. Der Listenpartnerin der Grinen, der SP, und
insbesondere der Bisherigen Samira Marti dirfte es angesichts des Hohenfluges und
der sich abzeichnenden Gewinne der Grinen langsam unwohl geworden sein, da diese
sich unter Umstédnden sogar einen der beiden sozialdemokratischen Sitze hatten
schnappen kénnen.

Der Wahlsonntag brachte freilich keine Verédnderungen gegenlber der letzten
Legislatur. Zwar konnten die Grinen (+3.8 Prozentpunkte, neu 18.0%) und die
Grlnliberalen (+2.6 Prozentpunkte, neu 5.3%) deutlich Wéhleranteile hinzugewinnen,
doch fur einen Sitzgewinn reichte es beiden Parteien nicht. Die SVP verlor zwar deutlich
(-4.7 Prozentpunkte, neu 25.1%), doch sie konnte ihre beiden Mandate verteidigen.
Nicht nur bei der Sitzverteilung blieb alles beim Alten; alle bisherigen Nationalrate
konnten sich parteiintern durchsetzen und schafften die Wiederwahl.

Dass in der Baselbieter Bundeshausdelegation wahrend der kommenden Legislatur
dennoch eine neue Person Einzug halt, liegt an der Wahl von Maya Graf in den
Sténderat. Fir sie rutschte dadurch namlich Florence Brenzikofer in den Nationalrat
nach. Somit entsendet Basel-Landschaft erneut finf Frauen in den Nationalrat, was
einem Frauenanteil von 71.4 Prozent entspricht. Die Stimmbeteiligung fiel um ganze 4.2
Prozentpunkte und betrug nur noch 42.6 Prozent. ®

Die Standeratswahlen 2019 im Kanton Basel-Landschaft versprachen Spannung, denn
der bisherige Standerat Claude Janiak (SP) gab im Frihjahr seinen Ricktritt auf Ende
der Legislatur bekannt. Somit galt es im Oktober, den einzigen Stédnderatssitz des
Halbkantons neu zu besetzen. Die Sozialdemokraten versuchten den Sitz in ihren
Reihen zu halten und nominierten daftr Eric Nussbaumer, der nach drei Amtszeiten im
Nationalrat den Wechsel in die kleine Kammer anstrebte. Konkurrenz aus dem linken
Lager bekam Nussbaumer in der Person von Maya Graf. Diese politisierte sogar schon
seit 2001 im Nationalrat. Sie war unter anderem 2012/13 Nationalratsprasidentin und
damit ein Jahr lang die «hdchste Schweizerin». Dass sie bis weit Gber das eigene Lager
hinaus Sympathien genoss, hatte sie bei den Nationalratswahlen 2015 bewiesen, als sie
von allen Kandidierenden sowohl am meisten Stimmen als auch am meisten
Panaschierstimmen geholt hatte. Im Wahljahr des Frauenstreiks sprach ausserdem fur
Graf, dass sie seit 2014 den Frauendachverband Alliance f als Co-Prasidentin fihrte. Die
Geschlechterfrage war im Baselbiet auch deshalb ein wichtiges Thema, weil der
Halbkanton noch nie zuvor im Sténderat durch eine Frau vertreten worden war. So gab
es denn auch einige Sozialdemokraten, welche statt Eric Nussbaumer lieber eine Frau
nominiert hatten. Weitere Unstimmigkeiten im links-griinen Lager provozierten die
Grlinen, indem sie sich weigerten, eine Zusicherung fur den Verzicht von Maya Graf im
zweiten Wahlgang zu geben, sollte diese nach dem ersten Durchgang hinter Eric
Nussbaumer liegen. Nussbaumer, der von Beginn weg angekindigt hatte, er wirde sich
umgekehrt fur Graf zurlckziehen, reagierte irritiert, denn falls beide linken
Kandidierenden im zweiten Wahlgang erneut antréaten, misste man davon ausgehen,
dass eine lachende dritte Kandidatin das Rennen flr sich entscheidet. Wie die Griinen,
setzten auch die Birgerlichen ihre Hoffnungen in eine Frau. Fur die FDP stieg
Nationalratin Daniela Schneeberger ins Rennen. Schneeberger bekam zwar aus dem
blrgerlichen Lager viel Unterstltzung, doch musste sie einen Ruckschlag hinnehmen,
als die CVP auf eine Wahlempfehlung zu ihren Gunsten verzichtete und stattdessen
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Stimmfreigabe beschloss. Die Position der CVP wurde hingegen als Erfolg fir die vierte
Kandidatin im Stadnderatsrennen gewertet: Elisabeth Augstburger von der EVP.
Augstburger, zuvor 16 Jahre Landrétin, sorgte im Wahlkampf flr jede Menge
Schlagzeilen, weil sie in einem Interview die Ansicht vertrat, dass Konversionstherapien
Homosexuellen helfen konnten «sofern die oder der Betroffene das auch will».

Wie erwartet erreichte niemand nach dem ersten Wahlgang das absolute Mehr von
38'496. In Fuhrung lag nach dem ersten Durchgang Daniela Schneeberger, die 26'636
Stimmen auf sich vereinte. Dahinter lieferten sich Maya Graf und Eric Nussbaumer ein
Kopf-an-Kopf-Rennen - mit dem besseren Ende fir Graf (22'986 Stimmen). Der
enttduschte Eric Nussbaumer (22'519) platzierte sich nicht einmal 500 Stimmen
dahinter. Trotzdem zog er sich wie angekindigt zugunsten von Graf zurlck und konnte
sich wenigstens daran freuen, die meisten Stimmen im Rennen um ein
Nationalratsmandat erhalten zu haben. Abgeschlagen zuhinterst landete Elisabeth
Augstburger (3'209), die sich daraufhin ebenfalls zurickzog.

So kam es im zweiten Wahlgang zum Zweikampf zwischen Graf und Schneeberger.
Obwohl Schneeberger am meisten Stimmen geholt hatte, stieg eher Graf als Favoritin in
den zweiten Durchgang, da man davon ausging, dass die Griine mehr Stimmen von
Nussbaumer wirde erben koénnen. Doch auch Schneeberger hoffte, dass einige
Stimmen des eher pragmatischen Sozialdemokraten Nussbaumer auf sie abfallen
wirden. Zudem erhielt sie, anders als im ersten Durchgang, neben der Unterstltzung
der SVP auch jene der CVP und der EVP. Doch trotz dieser Unterstutzung reichte es
Schneeberger am Ende nicht. Maya Graf setzte sich im zweiten Wahlgang durch und zog
damit als erste Frau und als erste Grline Baselbieterin in den Standerat ein. Grafs 32'581
Stimmen reichten fir einen Vorsprung von rund 2'000 Stimmen auf Schneeberger. 1'021
Stimmen entfielen auf diverse Kandidaten. Die Wahlbeteiligung im zweiten Durchgang
fiel gegenuber dem ersten (41.4%) um Uber sechs Prozentpunkte und betrug noch 35.0
Prozent. ™

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Oktober 2019 befasste sich die FK-NR mit dem Verpflichtungskredit zur
Weiterentwicklung des Schengen/Dublin-Besitzstands. Sie sprach sich fir den
Verpflichtungskredit aus, sofern die APK-NR die Schweizer Teilnahme an
Schengen/Dublin weiterhin fir unumgénglich halte. Die APK des Nationalrats beriet im
November 2019 Uber die Botschaft des Bundesrats. Ein Antrag auf Sistierung des
Geschafts bis zur Klarung des institutionellen Abkommens und dessen Kosten, lehnte
die Kommission mit 17 zu 8 Stimmen ab und nahm stattdessen die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit der gleichen Stimmenzahl an. Sie fligte dieser jedoch eine
Klausel hinzu, geméss welcher der Kredit erst freigegeben werden kann, wenn das
Parlament die gesetzlichen Grundlagen - vor allem im Bereich des Datenschutzes -
daflr beschlossen hat.

Das Geschaft gelangte in der Wintersession in den Nationalrat, wo sich eine SVP-
Ratsminderheit um Nationalrat Blchel (svp, SG) fur die Sistierung des Kredits einsetzte.
Bis die offenen Fragen zum institutionellen Abkommen mit der EU geklart und die
hohen Kosten Uberdacht seien, solle man die Kreditvergabe verschieben. Diese Haltung
stiess bei den Vertreterinnen und Vertretern der anderen Parteien auf wenig Resonanz.
Nationalratin ~ Schneider-Schneiter (cvp, BL) befand es fur notwendig, die
Informationssysteme auszubauen, und warf den Gegnerinnen und Gegnern der Vorlage
vor, nicht wirklich Interesse an einer geregelten Migration und an einem effizienten
Asylverfahren zu haben. Selbst Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) nahm sich in seiner Kritik
an der SVP-Fraktion nicht zurlck und zeigte sich irritiert, dass die ansonsten
«befreundete» SVP-Fraktion den Nutzen von Schengen/Dublin in den Bereichen
Tourismus und Migration nicht erkenne. Dartber hinaus warf er ihr vor,
Falschinformationen zu verbreiten. Denn das Rahmenabkommen sei vertraglich
unabhéngig von Schengen/Dublin. Der fragliche Kredit stelle einen weiteren Vollzug
bereits getroffener Entscheide zur Weiterentwicklung der Informationssysteme dar.
Konsequenterweise musse der Nationalrat diesen also annehmen.

Die Minderheit erhielt fur ihren Sistierungsantrag Uber die eigene Fraktionsgrenze
hinaus keine Unterstiitzung und blieb mit 55 zu 138 Stimmen (bei zwei Enthaltungen)
chancenlos. Mit 137 zu 6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat
schliesslich der Empfehlung seiner aussenpolitischen Kommission und tbernahm dabei
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auch die vorgeschlagene Anderung. 7

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Au mois de juin 2017, les deux chambres du Parlement ont pris acte du rapport établi
par la Délégation parlementaire auprés du Conseil de I'Europe pour I'année 2016.
Outre les questions en lien avec les domaines de |'asile, de la crise migratoire ou du
terrorisme international, la situation en Turquie a, durant I'année sous revue, tout
particulierement préoccupé le Conseil de I'Europe. S'est alors posée la question de
savoir si certaines des évolutions pronées par la Turquie sur des thématiques telles que
la liberté de la presse, le respect de I'Etat de droit ou celui des droits de I'homme,
notamment a la suite de la tentative de coup d'Etat de juillet 2016, étaient en
adéquation avec les engagements souscrits par le pays auprés du Conseil de I'Europe.
Jusqu'a présent, aucune sanction n'a été décidée a I'égard de la délégation turque. En
revanche, en raison de I'attitude de la Russie dans le conflit qui I'oppose a I'Ukraine, le
droit de vote de la délégation russe a lui été suspendu, occasionnant le départ des
représentants de la Fédération de Russie de I'Assemblée parlementaire du Conseil de
|'Europe (APCE).

L'image de l'institution en question a par ailleurs été considérablement écornée par
différents soupcons de corruption. Le dernier scandale en date concerne Pedro
Agramunt, président de I'APCE depuis 2016. Il est reproché a I'Espagnol de s'étre rendu
a Damas au moyen d'un avion gouvernemental russe, un fait qui entache la crédibilité
de I'Assemblée, notamment au regard des valeurs fondatrices du Conseil de I'Europe
que sont la démocratie, I'Etat de droit et la défense des droits de I'Homme. Suite a la
controverse, la Commission du reglement, des immunités et des affaires
institutionnelles de I'APCE, présidée par Liliane Maury Pasquier (ps, GE), a formulé une
résolution allant dans le sens d'une modification du reglement, afin d'octroyer a
|'Assemblée parlementaire la possibilité de destituer son président.

A ce propos, Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL), également membre de la
délégation parlementaire helvétique, a laissé entendre, dans les colonnes du
SonntagsBlick, que Pedro Agramunt serait tres probablement destitué lors de la session
parlementaire du 9 octobre prochain. ™

Entwicklungspolitik

In der Herbstsession Uberwies der Nationalrat zwei Postulate von Schneider-Schneiter
(cvp, BL). Das eine forderte von der Landesregierung eine Strategie zur Schaffung einer
koharenten und wirksamen Entwicklungspolitik, in der die verwaltungsinterne
Zusammenarbeit zwischen der DEZA und dem SECO besser institutionalisiert und
ausgerichtet wid. Das andere (11.3369) verlangte vom Bundesrat eine Neuausrichtung
der Partnerschaften in der Entwicklungszusammenarbeit, welche nebst
wirtschaftlichen und geographischen Kriterien ~ auch  sicherheits- und
migrationspolitische Uberlegungen beinhalten sollte. Zudem sollte der Privatsektor zu
einem bedeutenderen Partner der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit werden.

Au début de I'année sous revue, le Conseil fédéral a présenté un message concernant la
coopération internationale 2013-2016. Le texte demande quatre nouveaux crédits-
cadres a hauteur de 11,35 milliard de francs pour la coopération internationale.
Globalement, I'objectif premier de la Suisse est la réduction de la pauvreté dans le
monde, mais plus particulierement, cinq objectifs se dessinent en matiere de
coopération internationale: (1) la prévention et gestion des crises, (2) I'accés aux
ressources et prestations pour tous, (3) 'encouragement d’une croissance économique
durable, (4) I'aide aux transitions démocratiques et de marché, (5) une contribution
pour une meilleure responsabilité sociale et écologique. Le premier arrété fédéral
concerne deux crédits-cadres qui s'élevent a 8'945 millions de francs, dont 6'920
millions de francs pour le financement de la coopération technique et de l'aide
financiere en faveur des pays en développement et 2'025 millions de francs pour les
mesures de I’Aide humanitaire de la Confédération. Le deuxieme crédit-cadre de 1'280
millions de francs concerne le financement des mesures de politique économique et
commerciale dans le cadre de la coopération au développement. Plus précisément, le
gouvernement disposera de ce crédit pour des dons et des crédits, des garanties, des
prises de participation au capital et des contributions a des organisations et
institutions internationales, ainsi que pour son personnel. Le troisieme crédit-cadre de
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1125 millions de francs vise a continuer la coopération avec les Etats d’Europe de I'Est
et la Communauté des Etats indépendants. Ce crédit financera des projets ou
programmes de la Confédération, d’organisations suisses, étrangéres ou
internationales, ainsi que le personnel assurant la continuation de la coopération avec
les Etats susmentionnés. Lors des discussions par article, deux propositions de
minorités demandant que les crédits accordés incluent également le financement de
projets émanant d’entreprises privées ont été déposées par une minorité du camp
bourgeois et par Schneider-Schneiter (pdc, BS). La premiére proposition a été retirée
au profit de la deuxiéme, massivement adoptée par 176 voix contre 4 et 3 abstentions.
Le montant du crédit a également été le sujet de critiques. Lors des discussions par
article a la Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN), deux
propositions demandant I'allégement du budget ont été rejetées. Cette demande s’est
répercutée au Conseil national ou le groupe UDC a proposé l'allégement des crédits a
9.6 milliards de francs au lieu des 11,35 milliards prévus. Cette proposition a été rejetée
et n'a récolté que le soutien de ses dépositaires, de quelques libéraux-radicaux et d'un
membre du PBD. Une autre minorité, cette fois du groupe socialiste, demandant un
rapport intermédiaire a été retirée suite a I’'explication du Conseil fédéral, qui a affirmé
avoir déja prévu des évaluations. L'octroi de ce budget s’inscrit dans la décision
parlementaire de 2011 d"augmenter I'aide au développement a 0,56% du revenu national
brut d’ici & 2015. Malgré I'opposition de I'UDC, les trois arrétés fédéraux ont été
acceptés par le parlement. Au Conseil des Etats, c’est également le montant du crédit
qui a fait I'objet d’'une minorité de membres du PLR et de I'UDC. La proposition a, ici
aussi, été rejetée par 28 voix contre 15. Finalement, les sénateurs ont validé I'octroi du
crédit pour la coopération internationale. %

Mittels der Motion «Fiir eine Reform der Entwicklungszusammenarbeit» forderte
Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im November 2018 vom Bundesrat eine
Anpassung der Botschaft zur IZA 2021-2024. Gemass der Motionérin hétten sich die
Bedurfnisse der Entwicklungszusammenarbeit mit der Zeit verandert. Das spiegle sich
darin wider, dass viele Staaten in Afrika und in Teilen der arabischen Welt trotz
Zusammenarbeit grosse Entwicklungsdefizite aufwiesen. Die Motion beinhaltete flnf
Anderungsvorschlage: 1. Die Festlegung geografischer Schwerpunkte mit Fokus auf jene
Lander, aus denen Migrationsstrome zu erwarten sind oder die von Migrationsstromen
betroffen sind. 2. Die Untersuchung von Langzeitprojekten auf ihre Wirksamkeit. 3. Die
Aufnahmeldnder von Flichtlingen sollten verstarkt humanitare und wirtschaftliche Hilfe
erhalten, wobei auch die Repatriierung der Flichtlinge unterstutzt werden musste. 4.
Multilaterale Institutionen sollten ihre Programme in jenen Staaten reduzieren, welche
nicht fir Reformen offen sind. Bilaterale Kooperationen sollten nur mit jenen Landern
eingegangen werden, welche eine VerknlUpfung von Entwicklungszusammenarbeit und
Migrationsfragen akzeptieren. 5. Die Schweizer IZA solle vermehrt Uber Schweizer
Unternehmen umgesetzt werden, welche Investitionen in Afrika tatigen. Grossere
Engagements konnten mit Verhandlungen flr Investitionsschutzabkommen verbunden
werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Punkte 1,2,3 und 5. Er forderte
jedoch die Ablehnung von Punkt 4, da die gezielte Unterstutzung reformwilliger Akteure
erfolgsversprechender sei, als der angedrohte Abbruch der multilateralen
Zusammenarbeit.

In der Fruhlingssession 2019 nahm der Nationalrat die vom Bundesrat vorgeschlagenen
Punkte der Motion stillschweigend an. *

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Mit der Annahme eines Postulats Schneider-Schneiter (cvp, BS) beauftragte der
Nationalrat die Landesregierung in einem Bericht aufzuzeigen, wie die Schweiz
langfristig die von der Industrie bendétigten Ressourcen an Metallen der Seltenen Erden
sichern wollte. #

La conseillére nationale Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BS) a préconisé la
rédaction d'un rapport sur les terres rares et la planification stratégique de ces
ressources. Les terres rares regroupent différents types de métaux utilisés dans les
technologies de pointe. Ce rapport doit présenter les solutions pour
|'approvisionnement en matiéres premieres pour l'industrie nationale.

Le Conseil fédéral a proposé |'adoption du postulat. Il a notamment souligné
I'importance grandissante de ces métaux utilisés dans les domaines de la haute
technologie et I'absence de produits de substitution. Le postulat a été adopté a
|'unanimité en chambre.

Selon le rapport sur le postulat, le Conseil fédéral a considéré qu'il n'était pas
nécessaire de prendre des mesures. En effet, les accords d'exportations de 'OMC avec
la Chine ainsi que la diversification des ressources ont réduit les risques de pénuries.
De plus, le Conseil fédéral a souligné que I'approvisionnement en matiéres premieres
relevait prioritairement du secteur privé. Finalement, le rapport a mis en évidence
I'importance de la recherche et de I'innovation pour le recyclage de ces métaux rares.
L'objet a été classé. 2

En pointant du doigt le géoblocage, Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) a déposé
une motion pour la création d'un groupe de travail pour le libre-échange numérique.
Cette motion fait écho & une précédente motion 16.3499 qui avait été rejetée par le
Conseil national.

De son coété, le Conseil fédéral a proposé de rejeter le texte de la démocrate
chrétienne. Il a estimé que la politique structurelle actuelle était suffisante. La motion a
été classée car elle a dépassé le délai d'examen.

Wettbewerb

La rapide croissance du commerce électronique, et notamment du commerce
électronique transnational, pose probleme. Non seulement les outils juridiques
existants sont parfois inadéquats, mais surtout les mesures unilatérales sont fragiles
dans le domaine numeérique qui ne connalt pas de frontieres. Le géoblocage
géographique est notamment I'une des problématiques les plus connues. Ainsi, afin de
protéger les consommateurs helvétiques Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp/pdc, BL) a
déposé une motion qui prie le Conseil fédéral de créer un groupe de travail sur la
thématique du libre-échange numérique.

De son coté, le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Il considére que des
mesures législatives seraient prématurées et inopportunes. De plus, il a précisé qu'il
suivait attentivement les travaux européens sur la thématique, et que la Commission de
la concurrence (COMCO) s'occupait activement des problemes d'entrave aux
importations paralléles. Lors du vote, la chambre du peuple a rejeté la motion par 110
voix contre 72 et 3 abstentions.
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Geld, Wahrung und Kredit
Borsen

Alors qu’un accord institutionnel était toujours en salle d’attente a la fin d’année 2018,
I'Union européenne (UE) a d’abord annoncé que, face a l'absence de progrés
significatifs, la Suisse serait privée de I'équivalence boursiere des 2019. Cette décision
inattendue a fait réagir la sphére politique helvétique. L'UDC, dans une rhétorique de
conflit, a parlé de chantage et a prié le Conseil fédéral de mettre en place les mesures
de rétorsion prévues par le Département des finances (DFF). Pour sa part, le PLR a
refusé une logique de loi du talion. Le PS, par la voix de Carlo Sommaruga (ps, GE) s’est
annoncé décu du rapport de force «insupportable» imposé par I'UE. Finalement, la
présidente de la Commission de la politique extérieure du Conseil national (CPE-CN),
Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) a dit craindre qu’une telle dynamique annonce
la fin des relations bilatérales avec I’'UE. Alors que la situation semblait bloquée, I'UE a
finalement décidé, 1 mois plus tard, de prolonger de 6 mois I’équivalence pour la
bourse helvétique. En résumé, I'UE, qui a d’abord montré les dents, a laissé la porte
ouverte pour quelques mois encore. En 2019, les décisions relatives a I'accord
institutionnel seront décisives dans le dossier sur I'équivalence boursiére. %

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

In Form der parlamentarischen Initiative ,Sicherung der Erndhrungssicherheit™ will
Rudolf Joder (svp, BE) den Bundesrat sowie die Bundesverwaltung rechtlich dazu
verpflichten, bei der Aushandlung oder Anpassung von internationalen Vertragen die
inlandische Landwirtschaft zu schitzen und den Import von Lebensmitteln zu
begrenzen. Der Vorstoss wurde im Nationalrat nur von der SVP-Fraktion aktiv
unterstitzt. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) argumentierte als Vertreterin der
APK-NR, dass Ernadhrungssicherheit bei einem Selbstversorgungsgrad von 55 Prozent
nur sichergestellt werden kénne, wenn Aussenhandel betrieben werde. In der
Abstimmung stellten sich die Mehrheiten der Ubrigen Fraktionen gegen die geschlossen
stimmende SVP-Fraktion. Damit wurde die parlamentarische Initiative nach dem Willen
von 114 zu 72 Parlamentsmitgliedern (5 Enthaltungen) abgewiesen. %

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Mit einem Schreiben des franzésischen Aussenministeriums vom 18. Juli 2014 ging der
Besteuerungsstreit Uber den Euroairport Basel-Mulhouse (EAP) zwischen Frankreich
und der Schweiz in eine neue Runde. Frankreich dréngte erneut auf die Einflhrung der
Taxe d’Aviation civile und der Taxe solidarité im Schweizer Sektor des EAP. Andererseits
sollen nach franzésischer Ansicht neu auch die franzésichen Unternehmens- und
Mehrwertsteuersatze angewendet werden. Eine Arbeitsgruppe mit Vertretungen aus
den relevanten Bundeséamtern sowie aus Basel-Stadt hatte sich seit Juni 2013
wiederholt mit einer Arbeitsgruppe aus Frankreich getroffen, jedoch ohne einen
Durchbruch zu erzielen. Im August 2014 erklarte Yves Rossier, Staatssekretar des
Aussendepartements, Frankreich beharre auf dem Territorialprinzip und behalte sich
unilaterale Massnahmen vor. Das franzdsische Aussenministerium kiindete das Ende der
Verhandlungen mit Bern fur Oktober und die einseitige Einflhrung der franzésischen
Steuern fur Anfang 2015 an. Nicht einverstanden mit dem Vorgehen der franzdsischen
Regierung sind auch die Behdrden der Elsasser Gemeinden: Politikerinnen und Politiker
aus der Region Elsass haben bei der Regierung wiederholt gegen dieses Vorgehen
protestiert. Alt Botschafter Thomas Borer wurde von den Unternehmen im Schweizer
Sektor des Flughafens als Berater und Vermittler engagiert. Im August wurde von den
Medien ein Kompromissvorschlag publik gemacht, der vorsieht, dass Steuererhebung
und Gewinnermittlung weiterhin durch die Steuerbehdrden von Basel-Stadt
vorgenommen werden, der franzdsische Staat aber an den Ertragen beteiligt wird.
Dieser Vorschlag sei bereits im Vorjahr von der Koordinationsplattform der Schweizer
EAP-Betriebe an die Regierungen beider Lander eingereicht worden.

Auf eine Interpellation von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im Juni 2014
antwortete der Bundesrat, er habe Verstandnis fur die Anspriche Frankreichs auf die
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Steuerertrage aus dem Schweizer Sektor, er wolle jedoch am binationalen Charakter
des Flughafens festhalten. Kritik an der Schweizer Verhandlungsfihrung kam aus dem
Elsass: Nicht alle Argumente wirden von der Schweiz genutzt. Frankreich kénne nichts
diktieren, ein solcher Schritt wére am Internationalen Gerichtshof in Den Haag
einklagbar. Frankreich musse sich mit der Schweiz in einem Abkommen einigen, sagte
Pierre Henner, Prasident des franzésischen Unterstitzervereins des EAP.
Bundesprasident Burkhalter dusserte sich nach einem Arbeitsbesuch in Paris Ende
Oktober zurlickhaltend zum Steuerstreit um den EAP, eine Einigung sei noch nicht
erzielt worden. #’

Post und Telekommunikation

«Tschiiss Roaming-Insel Schweiz», forderte Nationalratin Schneider-Schneiter (cvp,
BL) mit einer parlamentarischen Initiative, welche die Regulierung der Roaming-Kosten
in der Schweiz verlangt. Die Initiantin verwies in ihrer Begrindung des Begehrens auf
die EU, die per 15.6.2017 die RoaminggeblUhren abschafft, und reichte ihre
parlamentarische Initiative just am selben Datum ein. Die Abschaffung der
Roaminggebuhren in der EU bedeute fir die Schweiz einen weiteren Standortnachteil,
erklarte die Initiantin: Als «Roaming-Insel» sei die Schweiz flr auslandische
Geschaftsleute und Touristen sowie als Sitz internationaler Organisationen unattraktiv.
Das Fernmeldegesetz sei deshalb so anzupassen, dass Roaming-Kosten von Anbietern
nur kostenbasiert und nur mit einer vom Bundesrat festgesetzten Maximalmarge
verrechnet werden durften.

Die KVF-NR hatte der parlamentarischen Initiative im Februar 2018 Folge gegeben, die
KVF-SR beurteilte das Anliegen im Oktober 2018 jedoch anders und gab keine
Zustimmung: Nach Ansicht der KVF-SR sollten die Roamingkosten im Rahmen der
Revision des Fernmeldegesetzes neu geregelt werden. %

Die Initiantin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) zog ihre parlamentarische
Initiative zur Regulierung der Roamingkosten («Tschiiss Roaming-Insel Schweiz») am 4.
Marz 2019 im Hinblick auf die Debatte zur Revision des Fernmeldegesetzes vom
néachsten Tag zurlick. In die Revisionsvorlage war bereits eingegangen, dass der
Bundesrat ermachtigt werde, gegen zu hohe Roaminggebuhren vorzugehen. Dies sei das
momentan  Mdgliche, befand Nationalrdtin  Schneider-Schneiter, da ohne
Rahmenabkommen mit der EU zur Zeit auch kein Staatsvertrag abgeschlossen werden
kénne. %

Im Juni 2017 hatte Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) unter dem Titel «Tschiiss
Roaming-Insel Schweiz>» nicht nur eine parlamentarische Initiative, sondern auch eine
Motion eingereicht. Wahrend die parlamentarische Initiative eine Regulierung der
Roamingkosten vorsah, forderte die Motion gleich die Abschaffung der Roaming-
Zuschlage, und zwar fur Schweizerinnen und Schweizer in der EU ebenso wie fur EU-
BuUrgerinnen und -Blrger in der Schweiz. Wahrend die Regulierung der Roamingkosten
Eingang in die Revision des Fernmeldegesetzes fand, blieb die Motion zur Abschaffung
der Roaming-Gebuhren einstweilen unbehandelt. Die Motionérin hielt auch nach dem
Abschluss der Revision des Fernmeldegesetzes an ihrer Motion fest, so dass diese im
Juni 2019 in den Nationalrat kam.

Bundesratin Sommaruga erinnerte im Ratsplenum an die politische «Grosswetterlage>»,
in der zur Zeit ein bilateraler Vertrag mit der EU kaum moglich sei. Sie sei sich auch
sicher, dass ihre Vorgangerin die Roaming-Gebuhren langst abgeschafft hatte, wenn es
einen «Zauberstab» gabe, um dies zu tun. Weil das politisch Mégliche in der Revision
des Fernmeldegesetzes umgesetzt worden sei, bat die Bundesratin um Ablehnung. Der
Rat folgte diesem Antrag, die Motion wurde mit 99 zu 78 Stimmen (bei 14 Enthaltungen)
abgelehnt. *°
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Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Bevdlkerungsentwicklung

Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) charge le Conseil fédéral de synthétiser les
rapports démographiques, en vue d'élaborer une stratégie démographique et pour
assurer la prospérité et le bien-étre a long terme. Elle énumére quelques champs
d'action comme la protection des systémes sociaux, les aides aux régions rurales, les
infrastructures publiques et privées, la durabilité du systéme politique et financier, etc.
pour aiguiller le Conseil fédéral dans le traitement de sa requéte.

Le Conseil fédéral propose d'accepter son postulat et il a été adopté, sans discussion,
par le Conseil national. *'

A la fin de I'année 2013, la population résidente permanente s’est élevée a 8'136'700
habitants, soit une augmentation de 97'600 personnes par rapport a 2012. En
comparaison de la hausse enregistrée durant 'année précédente (+1,0%), le taux de
croissance a légérement progressé (+1,2%). Comme cela fut le cas au cours de la
derniére décennie, le solde positif est principalement imputable aux mouvements
migratoires. L'immigration nette a affiché une croissance de 80'400 personnes, ce qui
correspond a une forte hausse de 24,1% par rapport a 2012. Quant a l'accroissement
naturel, soit la différence entre les naissances et les décés, celui-ci s’est monté a
17'200 personnes. Au niveau des sexes, la Suisse compte aujourd’hui 4,1 millions de
femmes et 4,0 millions d"hommes. Si les hommes sont un peu plus représentés que les
femmes dans la classe d'age la plus jeune (entre O et 24 ans), la répartition s’inverse
progressivement. Les différences s'accentuent a partir de 60 ans. Parmi les 1'600
centenaires que recense |'Office fédéral de la statistique (OFS), la proportion des
femmes atteint 77%. Pour ce qui est de I'évolution démographique a travers le
territoire, la population résidente a augmenté dans tous les cantons. Fribourg (+2,1%),
Thurgovie (+1,6%), le Valais (+1,5%), I’Argovie (+1,4%) suivis de Geneve et Zoug (+1,3%
chacun) ont affiché les plus fortes hausses. La croissance la moins importante a été
observée dans le demi-canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures (+0,4%).

Durant la session d’hiver, le Conseil national a transmis un postulat Schneider-
Schneiter (pdc, BL) chargeant le Conseil fédéral d"élaborer une synthése sur la stratégie
démographique en se basant sur les rapports démographiques soumis par les différents
départements fédéraux. Le but du rapport demandé consiste a établir une stratégie
permettant de faire face au changement démographique. %

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Rate behandelten eine Motion Schneider-Schneiter zur Befreiung von Babysitting
und Hausdienstarbeit von AHV-Beitragen. Bei kleinen Dienstleistungen unter
Verwandten und Nachbarn, wie gelegentlichem Babysitting oder kleinen
Gartenarbeiten, die mit geringen Geldbetragen oder Naturalien entschadigt werden, sei
den Beteiligten oft nicht klar, dass ein Arbeitsverhaltnis vorliege und damit AHV
abgerechnet werden misse; sie befanden sich somit unwissentlich in der lllegalitat.
Zwar liege gerade bei Hausdienstarbeiten unbestreitbar eine Missbrauchsgefahr vor, so
die Motionéarin. Jedoch fuhre auch das Festhalten an einer Rechtsnorm, welche den
Betroffenen unverstandlich erscheine und konkret nicht durchsetzbar sei, zu einem
geminderten Respekt vor dieser Norm und damit zu Missbrauchsgefahr. Der Bundesrat
beantragte die Annahme der Motion, stellte jedoch bereits in Aussicht, die Befreiung
auf Arbeitnehmende unter 25 Jahren und einen Jahresverdienst von maximal CHF 750
beschranken zu wollen. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Sommersession
stillschweigend an. Im Gegensatz dazu entfaltete sich im Standerat in der Herbstsession
eine Debatte, angestossen durch die SGK-SR, welche gegen eine Minderheit Seydoux
(cvp, JU) die Ablehnung der Motion beantragte. Die Mehrheitssprecherin dusserte den
Verdacht, die Motion sei nicht aufgrund eines Blindels negativer Erfahrungen mit den
betreffenden Bestimmungen, sondern vielmehr aufgrund eines Einzelfalles - gemeint
war jener von Nationalrat Hans Fehr (svp, ZH) - lanciert worden. Die Notwendigkeit
einer neuen Regelung sei nicht gegeben und bei Hausangestellten mit vielen
Arbeitgebenden, welche je nur Léhne von einigen hundert Franken jéhrlich bezahlten,
sei die Gefahr von Missbrauch und folglich von Beitragslicken gross. Eine
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entsprechende Regelung wirde zudem eine Ausnahme zur Ausnahme bilden -
Jahreslohne unter CHF 2'300 pro Arbeitgeber sind nicht AHV-pflichtig, ausser die
Tatigkeit wird in einem Privathaushalt ausgefihrt - und damit das System weiter
verkomplizieren. Die Minderheitssprecherin hielt dagegen, negative Erfahrungen lagen
nur darum nicht vor, weil die Regel allgemein unbekannt sei. Auch der Bundesrat
spreche von einer Disproportionalitat zwischen dem Aufwand flr die AHV-Abrechnung
und den tatsachlichen Beitragen, und die von ihm vorgeschlagene Ldsung sei nicht
Ubertrieben kompliziert, bringe jedoch Rechtssicherheit fur die Privathaushalte. Ein
Ordnungsantrag Niederberger (cvp, NW), der die Motion aufgrund der
Nichtibereinstimmung des Motionstexts mit der vorgeschlagenen Umsetzung des
Bundesrates zur Prufung an die Kommission zurtckweisen wollte, wurde deutlich
abgelehnt. Der Rat Uiberwies die Motion mit 22 zu 14 Stimmen bei 5 Enthaltungen. **

Per 1. Januar 2015 anderte der Bundesrat zur Umsetzung der Motion Schneider-
Schneiter (cvp, BL) betreffend die Befreiung von Babysitting und Hausdienstarbeit von
AHV-Beitragen die Verordnung Uber die AHV: Er schuf eine Ausnahme aus der
Beitragspflicht fir Personen unter 25 Jahren mit Jahreseinkommen bis CHF 750. Auf
Verlangen der Versicherten kénnen die AHV-Beitrage jedoch weiterhin erhoben
werden. Damit habe er die Motion Schneider-Schneiter erfullt, erklérte der Bundesrat,
weshalb er diese in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der gesetzgebenden
Réte im Jahre 2014 zur Abschreibung beantragte. Stillschweigend folgten Stdnde- und
Nationalrat diesem Antrag in der Sommersession 2015. **

Invalidenversicherung (IV)

Anfang September 2019 berichtete der Sonntagsblick dariiber, dass verschiedene Arzte
fiir medizinische Gutachten fiir die IV iiber mehrere Jahre Millionenbetrage erhalten
hatten. Angefiihrt wurden Beispiele von einer Arztin und einem Arzt, denen die IV-
Stellen in sechs Jahren CHF 1.86 Mio. respektive CHF 1.82 Mio. fur Gutachten
ausbezahlt hatten. Ein Gutachter habe in sieben Jahren gar CHF 3.1 Mio. erhalten, war
in einem spateren Zeitungsbericht zu lesen.

Problematisch seien diese hohen Zahlungen, weil die Gutachterinnen und Gutachter
deshalb nicht mehr unabhéngig seien: Die Gefahr bestehe, dass sie im Sinne der V-
Stellen entschieden und deshalb seltener Rentenleistungen als gerechtfertigt
einschatzten als andere Arztinnen und Arzte. Wer méglichst selten Arbeitsunfahigkeiten
feststelle, wurde von den IV-Stellen auch zukinftig vermehrt fur Gutachten eingeladen,
war die Vermutung der Medien. Diese Beflrchtung untermauerte der Blick durch
Zahlen von kantonalen IV-Stellen, die aufgrund des Offentlichkeitsprinzips hatten
zugénglich gemacht werden mussen: Im Kanton Basel-Landschaft zeige sich zum
Beispiel, dass im ersten Halbjahr 2018 zwei Arzte fir ein Viertel der psychiatrischen
Gutachten verantwortlich gewesen seien. Diese zwei Arzte hatten in 26 Prozent der
Falle eine Arbeitsunfahigkeit ab 40 Prozent festgestellt, alle anderen Gutachter seien
zusammen auf einen Anteil von 57 Prozent gekommen. In der Folge musste auch das
BSV die Liste der zwischen 2012 und 2018 eingesetzten Gutachterinnen und Gutachter
veroffentlichen, wobei sich ebenfalls eine einseitige Verteilung zeigte: 10 Prozent der
Gutachtenden erhielten in dieser Zeit 73 Prozent des Auftragsvolumens.

Aufgrund der grossen Bedeutung, die den Gutachterinnen und Gutachtern im Rahmen
der IV-Verfahren zukomme, sei deren fehlende Unabhéngigkeit besonders stossend,
argumentierten der Blick und in der Folge auch weitere Medien. So werde
hauptséachlich aufgrund der Gutachten entschieden, ob jemand IV erhalte. «Die
Gutachter erflllen beinahe richterliche Funktionen», erklérte etwa Rainer Deecke,
Prasident der Selbsthilfeorganisation fir Schmerzkranke, touché.ch. Das BSV
bezweifelte hingegen die fehlende Unabhéangigkeit der Gutachterinnen und Gutachter
und betonte, dass «mit einem prozentualen Anteil bestimmter Arbeitsunféhigkeitsgrade
[..] sachlich fundiert keine qualitative Beurteilung einer Gutachtertatigkeit
vorgenommen werden [kdnnel». Stattdessen verwies BSV-Sprecher Harald Sohns
darauf, dass die Gutachten bis vors Bundesgericht Beweiskraft haben mussten und
somit nicht willktrlich erstellt werden kénnten.

Dass diese Beweiskraft jedoch nicht immer gegeben ist, zeigte die weitere
Berichterstattung zu diesem Thema in den Medien. Diese berichteten in den néachsten
Wochen von zahlreichen Personen, denen die IV-Rente unter anderem aufgrund von
Rechtsgutachten aberkannt oder nicht zugesprochen wurde, die ihre Forderungen
jedoch spater vor Bundesgericht zumindest teilweise durchsetzen konnten. Gleichzeitig
wurden weitere Probleme bezlglich der IV-Gutachten publik: Betroffene berichteten
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davon, dass ihre Aussagen in Gutachten verdreht worden seien oder dass sich die
Gutachterinnen und Gutachter fur ein Gesprach teilweise weniger als 30 Minuten Zeit
genommen hatten. Ein Arzt erlduterte, dass er immer wieder praktisch identische
Gutachten - sogennante «Copy/Paste-Gutachten» - zu Gesicht bekomme. Teilweise
seien auch Arztinnen und Arzte aus Deutschland, welche die Situation in der Schweiz
nicht kennen wurden, hier kaum Rechenschaft ablegen mussten und nur Hochdeutsch
verstinden, fur Gutachten in die Schweiz geholt worden. Zudem gebe es
Ungereimtheiten bei den Mehrdisziplinen-Gutachten, bei denen mindestens drei
verschiedene medizinische Fachrichtungen einbezogen werden und die im Unterschied
zu Ein- oder Zweidisziplinen-Gutachten zuféllig vergeben wurden. So arbeiteten
beispielsweise verschiedene Arzte des marktfiilhrenden Unternehmens bei
verschiedenen Gutachterfirmen, womit die Zufallsvergabe teilweise umgangen worden
sei.

Mitte Dezember 2019 berichteten die Medien schliesslich auch dartber, dass das BSV
allen kantonalen IV-Stellen ein jahrliches «Sparziel» definiere, geméss dem sie die Zahl
von Neurenten, die Gesamtrentenzahl sowie die Kosten pro Versicherten «halten» oder
«senken» sollten. Entsprechend «prife [die IV] nicht mehr Uberall offen, auf welche
Leistungen ein Versicherter Anspruch habe, sondern wie das Quotenziel erreicht
werden [kénnel», kritisierte Alex Fischer von der Behindertenselbsthilfe Procap. Das
BSV verwies jedoch darauf, dass dies keine Sparvorgaben, sondern Leistungsziele seien
und somit einen Teil des Aufsichts- und Steuerungsprozesses der |V darstellten. Alle
Versicherten erhielten die ihnen gesetzlich zustehenden Leistungen, betonte das BSV.
Die NZZ erklarte, dass diese Praxis auf die funfte IV-Revision 2008 zurlckzuflhren sei.
Seither musse das BSV prifen, ob die Integration in den Arbeitsmarkt funktioniere,
wozu es ebendiese Kennzahlen verwende. Diese stellten somit nur einen
«Wasserpegelmesser» dar und seien flur die [V-Stellen nicht verbindlich, ihre
Nichteinhaltung habe auch keine Folgen. Dennoch wirden sie den Mitarbeitenden in
einigen Kantonen kommuniziert, ergdnzten die Medien.

Im Rahmen dieser Berichterstattung formulierten Behindertenverbénde und
Sozialversicherungsanwalte zahlreiche Forderungen, wie die Politik dieser Problematik
begegnen solle. So brauche es schweizweite transparente Daten zu den IV-Gutachten
mit Einbezug der Anteile an erklarten Arbeitsunféhigkeiten, eine Aufzeichnung der
Gesprache und eine Ubergeordnete Qualitatskontrolle bei den Gutachten. Zudem
sollten die IV-Stellen zuklnftig nicht mehr entscheiden dirfen, wer die Gutachten
erstelle; diese sollten nach Zufallsprinzip zugeteilt werden, wie es bei komplexen
Gutachten mit drei oder mehr Arzten aufgrund eines Bundesgerichtsurteils 2011 heute
schon der Fall sei. Von diesen Massnahmen zeigten sich die Versicherungsmediziner
nicht Uberzeugt. Bereits heute gebe es Instrumente, um gute und schlechte Gutachten
zu unterscheiden. Tonbandaufnahmen wirden hingegen zu neuen, langwierigen
Rechtsauseinandersetzungen flihren, bestmodgliche Rahmenbedingungen fur das
Gesprach verhindern und zu einer verhérahnlichen Situation fihren.

In der folgenden Wintersession 2019 Uberschlugen sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier formlich mit Vorstéssen zu diesem Thema. So reichten sie Anfragen
oder Interpellationen zur Gblichen Qualitdt der Gutachten ein (Frage Miller-Altermatt,
cvp, SO; 19.5700) und stellten konkrete Fragen zu zwei im Zentrum der
Berichterstattung stehenden Gutachtern (Ip. Roduit, cvp, VS; 19.4498 und Ip. Bertschy,
glp. BE; 19.4481) und einem Unternehmen (Ip. Prelicz-Huber, gp, ZH; 19.4623) oder zu
Arzten, die an mehreren Gutachterstellen arbeiteten (Ip. Studer, evp, AG; 19.4592).
Uberdies wollten sie wissen, ob es gangige Praxis sei, dass IV-Stellen nur bei Attesten
einer Arbeitsunfahigkeit, nicht aber bei Arbeitsfahigkeit Nachfragen stellten (Frage
Roduit; 19.5647), ob die Quotenziele des BSV mit dem Rechtsanspruch auf IV in Konflikt
stinden (Ip. Graf, gp, BL; 19.4636), ob zukiinftig alle IV-Gutachten zuféllig vergeben
werden kénnten (Ip. Lohr, cvp, TG; 19.4469) und was der Bundesrat allgemein tue, um
die Situation zu verbessern (Ip. Wasserfallen, sp, BE; 19.4513). Uberdies stellten sie
Fragen zur von Bundesrat Berset angekindigten externen Untersuchung (Ip. Studer;
19.4593). So hatte der Gesundheitsminister im Rahmen der Fragestunde erklart, eine
detaillierte Analyse der Situation und der notwendigen Massnahmen in Auftrag gegeben
zu haben.

Darlber hinaus durfte die Medienberichterstattung auch in die Beratung der
Weiterentwicklung der IV in der Wintersession 2019 eingeflossen sein. Da stritt man
sich zu diesem Zeitpunkt noch darum, ob den Gutachten kinftig Tonaufzeichnungen,
wie vom Standerat gewdlinscht, anstelle eines schriftlichen Protokolls durch die
Gutachter, wie es der Nationalrat vorgeschlagen hatte, beigelegt werden sollten.
Benjamin Roduit, der ebenfalls zwei Interpellationen zum Thema verfasst hatte, verwies
im Rat auf verschiedene Falle, in denen Gutachten unsorgfaltig oder unsachgemass
erstellt worden seien. Mit 114 zu 78 Stimmen bestédtigte der Nationalrat die
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Verpflichtung zu Tonaufzeichnungen, welcher der Stédnderat bereis zuvor zugestimmt
hatte. Zudem stimmte der Nationalrat einstimmig der Schaffung einer Liste aus
Gutachterstellen und Sachverstandigen, in denen die Anzahl begutachteter Falle sowie
die Ergebnisse des Gutachtens bezlglich des Grads der attestierten Arbeitsunfahigkeit
enthalten war, zu. In seiner ersten Beratung hatte er sich auf eine Gutachterliste ohne
Grad der Arbeitsunfahigkeit beschrankt. Eine weitere in der Diskussion erwahnte
Forderung hatte das Parlament im Rahmen der Weiterentwicklung der IV bereits
umgesetzt: So schuf es eine Kommission aus Gutachterstellen, Arzteschaft,
Wissenschaft und Patientenschaft, welche die Zulassung als Gutachterstellen, das
Verfahren zur Gutachtenerstellung und die Ergebnisse der medizinischen Gutachten
Uberwachen sollte. *°

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Bildung und Forschung

A la suite du rapport du Conseil fédéral sur la pénurie de spécialistes MINT en Suisse
(mathématique, informatique, sciences naturelles et technique), une motion
Schneider-Schneiter (pdc, BS) a eu pour objectif le renforcement du systéme de
formation dans les domaines MINT. En mars, le Conseil national a accepté la motion
sans en débattre. De son co6té, la CSEC-CE a considéré que le cadre du message FRI
2013-2016 relatif a la formation, la recherche et I'innovation, traité ultérieurement,
correspondait certes & certains objectifs mis en avant par la motion, mais restait
néanmoins insuffisant. A son avis, il est désormais crucial de mettre I'accent sur les
disciplines MINT dés I’école primaire et jusqu’a la fin de la formation professionnelle,
afin de combler cette pénurie en spécialistes MINT. Il a donc proposé d’accepter la
motion. Quant au Conseil fédéral, il a relevé le réle crucial des forces de travail
qualifiées comme moteur de compétitivité, d’innovation et de croissance de
|"économie suisse. Méme si le nombre de diplémés MINT a augmenté, cette progression
reste incapable de combler la demande toujours croissante. Le Conseil fédéral entend
logiquement porter une attention toute particuliere aux domaines des MINT dans le
programme fédéral «Egalité des chances entre femmes et hommes dans les
universités ». || découle de ce rapport sa volonté de participer financiérement a
différents nouveaux projets MINT et son désir de jouer un rble de coordination entre
eux. *

Le Conseil fédéral a déposé un message relatif a des modifications de la Loi sur la
transmission de la formation suisse a I'étranger. Cette révision de la loi sur les écoles
suisses a I'étranger (LESE) a pour objectif de consolider le statut de vecteur de la
formation et de la culture suisse a I'étranger de ces écoles. Les écoles suisses, avec un
total de 17 écoles dans le monde, sont réparties sur trois continents: Europe, Amérique
du Sud et Asie. Au total, 7200 éléves jouissent de cette formation, dont 1800 écoliers
suisses. La révision espére offrir plus de flexibilité et augmenter les investissements,
afin de créer de nouvelles écoles. D’abord, les contributions fédérales ne seraient plus
lites & un pourcentage minimum d’éléves suisses, mais calculées relativement a
|'effectif total. Ensuite, I'enveloppe annuelle de 20 millions de francs ne serait plus
libérée annuellement, mais par rapport & un plan quadriennal. La planification
budgétaire des écoles serait ainsi sécurisée. De plus, des nouvelles possibilités de
soutien, avec notamment des aides a l'investissement pour la création de nouvelles
écoles, seraient envisageables. Finalement, cette révision doit permettre a la
Confédération de céder des biens-fonds helvétiques a des prix substantiellement
intéressants ou méme gratuitement a des écoles suisses a |'étranger reconnues. La
Commission de la science, de I"éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-
CE) conseille d’adopter, sans proposer de modification, cette révision. Elle a d"ailleurs
souligné que cette loi inchangée depuis 25 ans n’était plus en adéquation avec la
realité. Par la suite, le Conseil des Etats s’est prononcé a I'unanimité en faveur de la
révision. La flexibilité, garantie par le calcul des subventions qui prend en compte
|'effectif total, et la sécurité, offerte par le plan quadriennal, ont convaincu. En outre,
une proposition Lombardi (pdc, Tl) a été acceptée par la chambre des cantons. Cette
modification demande que les écoles suisses a I'étranger soient gérées par un
organisme helvétique. Finalement, la question de l'intégration de cette loi dans le
projet de loi sur les Suisses de I'étranger a été soulevée par Cramer (verts, GE).
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GUILLAUME ZUMOFEN

Du c6té du Conseil national, la Commission de la science, de I"éducation et de la
culture (CSEC-CN) a approuvé le projet & 18 voix contre 5 et 1 abstention. Néanmoins, la
question de la « suissitude » au sujet du financement a soulevé un apre débat. Une
proposition visant a fixer un pourcentage minimal d'éleves disposant d’un passeport
rouge a croix blanche a été rejetée de justesse par 12 voix contre 11. A propos de
I'intégration de cette proposition dans la loi sur les Suisses de I'étranger, la CSEC-CN a
rejoint I'avis du Conseil des Etats et I'a rejetée. Alors que la révision de loi sur la
transmission de la formation suisse a I’étranger a été adoptée par 155 voix contre 29 par
la chambre du peuple, une modification liée & la « suissitude » des institutions a été
introduite. Le débat, initié par I'UDC, a d’abord proposé, au niveau de l'acces aux
subventions, I'introduction d’un pourcentage minimal d’éleves suisses. Ce seuil de 10%
a été rejeté par le Conseil national. A I'opposé, une proposition de Schneider-Schneiter
(pdc, BL), toujours sur le theme de la « suissitude », a conquis la majorité. Cette
proposition estime que tous les enfants suisses doivent avoir un acces garanti a ces
établissements. Etant donné qu’une modification a été introduite, cette révision est
retournée au Conseil des Etats. La chambre du peuple a estimé que la proposition d’un
acceés garanti pour les éleves helvétiques faisait sens. Elle a donc validé la modification.
Lors du vote final, la révision de la loi sur la transmission de la formation suisse a
|"étranger a été adoptée a I'unanimité par le Conseil des Etats et avec 146 voix pour et
44 contre par le Conseil national. ¥

Grundschulen

Etant donné que I'Initiative populaire contre la sexualisation a I’école maternelle et a
I"école primaire a récolté le nombre de signatures requises pour amener les citoyens
suisses aux urnes, afin qu'ils se prononcent sur la question. L'initiative vise, d'un c6té, a
supprimer les cours d’éducation sexuelle aux enfants de moins de 9 ans et, d'un autre
cdté, a rendre ces cours facultatifs pour les enfants de 9 a 12 ans. A partir de 12 ans, un
cours serait dispensé dans le cadre de I'enseignement de la biologie. Uniquement les
questions de reproduction et de développement humain y seraient abordées. Le
Conseil fédéral propose de rejeter l'initiative. Il estime qu’elle porte atteinte aux droits
des enfants de profiter d’'une information fiable et d'une protection relative a leur
intégrite. Selon le Conseil fédéral, les cours d’éducation sexuelle permettent de
prévenir les jeunes contre la violence sexuelle, les maladies sexuellement transmissibles
et les grossesses non désirées. De plus, il ajoute que ces informations doivent étre
transmises indépendamment de la situation familiale. L'école obligatoire, a travers sa
mission publique, apparait ainsi comme le meilleur acteur. Finalement, le Conseil
fédéral ne souhaite pas interférer dans la souveraineté cantonale. Du c6té des
chambres, le débat a d'abord pris ses quartiers au Conseil national. A I'instar de la
Commission de la science, de I"éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN), la chambre du peuple a proposé de rejeter I'initiative par 146 voix contre 45. Des
arguments similaires & ceux du Conseil fédéral ont été avancés. De plus, Elisabeth
Schneider-Schneiter (pdc, BL) a souligné que les abus sexuels avaient lieu, dans la
majorité des cas, sur des enfants de 7 a 12 ans. Rebecca Ruiz (ps, VD) a renchéri,
précisant que de nombreux abus se déroulaient au sein méme du cercle familial. Pour
sa part, I'UDC, seul soutien de l'initiative, a connu des divisions internes. Néanmoins, la
majorité a soutenu que I"éducation sexuelle devait rester du ressort des parents et a
attaqué les méthodes pédagogiques actuellement en vigueur, en citant comme exemple
la sex-box béloise. Apres le rejet du Conseil national, le débat s’est déplacé du cété de
la chambre haute. Géraldine Savary (ps, VD), présidente de la Commission de la science,
de I"éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), a mis en avant
I'importance des cours d’éducation sexuelle, soulignant notamment la baisse du
nombre d’avortements, lors des dernieres décennies, comme preuve de |'efficacité de
ces cours. Finalement, le Conseil des Etats a clos le débat en rejetant I'initiative par 40
voix contre 1 et 4 abstentions. Apres cet échec au parlement, 15 membres du comité de
lancement de [l'initiative ont signé le retrait de [l'initiative. Ainsi, la question de la
sexualisation ne sera pas soumise au verdict des urnes. Les auteurs de I'initiative, pour
justifier le retrait, estiment avoir atteint leur but : sensibiliser I'opinion publique sur la
question de I"éducation sexuelle. De plus, le comité a créé I” «Association initiative de
protection», qui a pour objectif d’observer I’évolution de I'éducation sexuelle en
Suisse. %
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Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Spatjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger fir den Ende Berichtjahr zurlcktretenden
Fraktionsprasident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekindigt,
das Amt nicht mehr weiterfihren zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Standerat gewahlt, war seit Dezember 2007 Président der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte - kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) - nicht zur Verfligung stellten, weil sie sich die
Chance fur mogliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrédtin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen kénnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (Tl), der sich als einziger Kandidat fir ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsfliigels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Stdnderatsprasident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. *

An ihrer ersten Tagung in der 50. Legislatur Ende November 2015 bestéatigte die neu
zusammengesetzte CVP-Fraktion - funf Nationalrate und vier Stdnderate waren nach
den eidgendssischen Wahlen neu dabei - das Fraktionsprasidium der CVP. Sowohl
Filippo Lombardi (TI) als Prasident als auch Viola Amherd (VS) als Vizeprasidentin
wurden einstimmig gewahlt.

Der restliche Fraktionsvorstand wurde zu Beginn der Wintersession 2015 konstituiert.
Als Ersatz fur den vor den Wahlen zurlickgetretenen Peter Bieri (ZG) wurde Stefan
Engler (GR) gewahlt. Die restlichen Mitglieder - Pirmin Bischof (SO), Jean-Paul
Gschwind (JU), Daniel Fassler (Al), Ruth Humbel (AG), Elisabeth Schneider-Schneiter (BL)
und Brigitte Haberli-Koller (TG) - wurden allesamt bestéatigt. Von Amtes wegen gehorte
auch Parteiprasident Christoph Darbellay (VS) dem Vorstand an, obwohl er, der nicht
mehr zu den Wahlen 2015 angetreten war, gar nicht mehr im Parlament vertreten war.
In der CVP-Fraktion Unterschlupf finden auch die beiden EVP-Nationalratinnen,
weshalb auch Marianne Streiff (evp, BE) dem Fraktionsvorstand angehorte. *°

Nach der schon Ende 2013 gemachten Anklindigung von Christophe Darbellay (cvp, VS),
per Ende Legislatur sowohl von seinem Amt als Nationalrat als auch als CVP-Prasident
zuruckzutreten, tat sich parteiintern lange Zeit nicht viel hinsichtlich Nachfolge fur das
CVP-Prasidium. Die Medien vermuteten Anfang 2015, dass Darbellay wohl noch ein Jahr
anhangen werde, weil die Neubesetzung bisher so harzig verlaufen sei. Als dieser
allerdings offentlich verneinte, weil er sich ganz auf seine Kandidatur fur die Walliser
Kantonsregierung 2017 konzentrieren wolle, und innerhalb der CVP auf einen Plan fur
die Wachabldsung gedrangt wurde, fing das Kandidatenkarussell dann doch langsam an
zu drehen. Freilich sagten zuerst zahlreiche potenzielle Kandidierende ab: Stefan
Muller-Altermatt (cvp, SO) und Martin Candinas (cvp, GR) gaben berufliche und familiére
Grlinde an, die gegen eine Prasidentschaft sprachen, und auch Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) und Viola Amherd (cvp, VS) wollten sich nicht zur Verfugung stellen.
Als Kronfavoriten wurden in der Presse Pirmin Bischof (cvp, SO), Filippo Lombardi (cvp,
TI) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) gehandelt. Lange hielten sich aber auch diese drei
bedeckt bezlglich der Frage, ob sie Uberhaupt Ambitionen auf das Amt hegten. Dies
flhrte in den Medien zu zahlreichen Spekulationen. Pfister wolle eine Art Philipp Muller
(fdp, AG) der CVP werden und diese auf eine hartere Rechtsposition fiihren, wéhrend
Lombardi Ambitionen habe, einst Doris Leuthard zu beerben, kommentierte etwa die
Aargauer Zeitung das lange Schweigen. Fur beides dirfe man sich nicht zu frih in
Stellung bringen. Die NZZ forderte hingegen «Ordnung flr den Huhnerhaufen»: Der
neue Prasident werde eine entscheidende Rolle bei der Neuausrichtung der Partei
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spielen, die momentan in ganz verschiedene Richtungen strebe.

Mitte Dezember 2015 gab die CVP dann bekannt, eine Findungskommission bestehend
aus Konrad Graber (cvp, LU), Filippo Lombardi, Viola Amherd, Marco Romano (cvp, TI)
sowie Christophe Darbellay einzusetzen, die bis im Frihling mégliche Kandidierende
prasentieren wolle. Bis Mitte Februar 2016 konnten Bewerbungen eingereicht werden.
Schon kurz vor dieser Ankindigung wurde durch eine Indiskretion bekannt, dass sich
Gerhard Pfister zur Verfligung stellen wollte. Er habe seine Kandidatur eigentlich erst im
Januar 2016 ankindigen wollen, so Pfister. In den Medien wurde der Zuger als
konservativer Politiker beschrieben, der am rechten Rand der Partei politisiere. Dies
kdme vor allem der SVP zupass, urteilte etwa der Tages-Anzeiger. Neben Pfister meldete
niemand weiteres Ambitionen an und Mitte Februar verkindete die
Findungskommission, dass sich insgesamt 13 Personen flur das CVP-Prasidium
beworben hétten, darunter «eine flr das Amt des Prasidenten>.

Ohne Konkurrenz wurde Gerhard Pfister schliesslich an der Delegiertenversammlung
Ende April 2016 in Winterthur mit 340 von 376 Stimmen zum neuen Parteipréasidenten
gekirt. Der ehemalige Zuger Kantonsrat (1998-2003) und seit 2003 im Nationalrat
sitzende Pfister versprach, alles zu tun, was der CVP Erfolg bringe. Der nach 10-jahriger
Amtszeit scheidende Prasident Christophe Darbellay wurde mit Applaus verabschiedet,
der lauf Sonntags-Blick «eine Minute und 14 Sekunden» dauerte.

Ins erweiterte Prasidium wurden zudem Yannick Buttet (cvp, VS) und Ida Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) als Vizeprasident und Vizeprasidentin sowie die weiteren nationalen
Parlamentsmitglieder Pirmin Bischof, Martin Candinas, Stefan Muller-Altermatt,
Elisabeth Schneider-Schneiter und Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) und kantonalen
Vertretungen Marianne Binder-Keller (AG, cvp) und Tino Schneider (GR, cvp) gewéhlt.
Als Fraktionsprasident gehorte auch Filippo Lombardi von Amtes wegen dem Préasidium
an. ¥

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Der Swissmem-Direktor Stefan Brupbacher sah sich im Juni 2019 mit dem Vorwurf
konfrontiert, bereits vor seinem Amtsantritt bei Swissmem, als er also noch
Generalsekretar beim WBF war, dem Industrieverband vertrauliche Angaben Uber
einen Antrag Aebi (svp, BE) betreffend die Handhabung von Palmoélimporten zugespielt
zu haben, der fur eine damals noch bevorstehende Sitzung der APK-NR im Jahr 2018
zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien
traktandiert war.

Gemass Medienberichten wollte sich Andreas Aebi (svp, BE) im November 2018 per
Antrag in der APK-Sitzung um erneut strengere Bestimmungen bezuglich der Palmaol-
Importe im Freihandelsabkommen mit Indonesien bemihen, nachdem die Auflagen im
September bereits im Stdénderat nach Annahme einer Motion verscharft worden waren.
Laut Basler Zeitung hétte eine Annahme des Antrags von Aebi den Abschluss des
Freihandelsabkommens erschwert und «gravierende Folgen fur die Swissmem-
Unternehmen und die Ubrige Exportwirtschaft» gehabt. Zwar zog Aebi letztlich seinen
Antrag an der besagten Sitzung im November wieder zurlick, dass Brupbacher aber
Swissmem bereits vor der Behandlung des Antrags in der Sitzung vor dessen Inhalt
warnte, sorgte schliesslich flr den Eklat: Die Presse berichtete Uber einen Mailwechsel
zwischen Brupbacher und dem damaligen Interimsdirektor von Swissmem, Jean-Philipp
Kohl, der nur wenige Tage vor der Sitzung stattgefunden hatte. Dem Tages-Anzeiger
zufolge, welcher Auszige aus der Korrespondenz verdffentlichte, bezeichnete
Brupbacher darin den Antrag Aebis als «desastrés» und betonte, es gelte, den «einen
oder anderen Parlamentarier aus CVP und SVP» von den negativen Auswirkungen des
Antrags zu Uberzeugen. Kohl dankte daraufhin Brupbacher und fragte nach, ob denn
«alle anderen in der Kommission» entweder «clean» oder bereits «hoffnungslos
verloren» seien. Angeblich erhielten mehrere CVP-Politiker sodann Mails von Kohl,
worin sie darum gebeten wurden, maogliche Verscharfungen betreffend das
Freihandelsabkommens zu bekampfen.

Mit seinem Verhalten, so der im Sommer 2019 laut gewordene Vorwurf, habe sich
Brupbacher bereits vorsorglich fur seinen zuklnftigen Arbeitgeber eingesetzt und
dadurch «zahlreiche Punkte des Verhaltenskodexes des Bundespersonals» wie etwa die
Ausstandspflicht bei Befangenheit oder die Geheimhaltungspflicht verletzt. Gegenlber
den Medien bezeichnete auch APK-Prasidentin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
nach Bekanntwerden des Vorfalls das Vorgehen Brupbachers als «nicht akzeptabel»
und im November 2019 eréffnete die Bundesanwaltschaft gar ein Strafverfahren gegen
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den heutigen Verbandsdirektor. Brupbacher selbst sei sich laut NZZ keiner Schuld
bewusst - auch gelte die Unschuldsvermutung -, denn die Traktandenliste fir die
diskutierte Sitzung von 2018 sei «breit bekannt» und der «Widerstand gegen das
Freihandelsabkommen>» kein Geheimnis gewesen. *
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